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1 Einleitung 

Die Weltwirtschaft befindet sich seit dem Winter 
2008/09 im Zuge der internationalen Finanzkrise 
auf einer konjunkturellen Talfahrt von histori-
scher Dimension. Das globale Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) hat im Vergleich zum Vorjahr zum 
ersten Mal seit der Weltwirtschaftskrise in den 
1930er Jahren abgenommen. Die Rezession hat 
sich von den Vereinigten Staaten auf die übrigen 
Industrieländer ausgeweitet und in den letzten 
Monaten auch die Schwellenländer erfasst. Der 
Welthandel wird nach Schätzung der WTO in 
2009 um 9 Prozent sinken, in der aktuellen IfW-
Prognose erwarten wir mittlerweile einen Rück-
gang der Weltproduktion von 0,8 Prozent (Gern 
et al. 2009). 

Als Folge der weltweit sinkenden Industrie-
produktion wird ein Rückgang der globalen CO2-
Emissionen von 2 bis 5 Prozent erwartet. Aber 
auch wenn der Rückgang der CO2-Emissionen 
stärker als die prognostizierten 2 bis 5 Prozent in 
diesem und eventuell noch in dem kommenden 
Jahr sein sollte, werden die Emissionen weiterhin 
das Aufnahmepotential der natürlichen Senken in 
den Ozeanen und an Land übersteigen. Die CO2-
Konzentration in der Atmosphäre wird somit 
weiter zunehmen, allerdings mit einer etwas ge-
ringeren Geschwindigkeit. Aber um die auf dem 
G8-Gipfel in Heiligendamm anvisierte 50-pro-
zentige Reduktion zu erreichen, müssten die 
Emissionen für die nächsten 40 Jahre um etwa 
1,5 Prozent jährlich abnehmen. Einige Jahre ver-
langsamten Wachstums werden also wenig zur 
Lösung des Klimaproblems beitragen, wenn es 
danach wieder weiter geht wie bisher. Ob die 
Folgen des Klimawandels die Folgen der Finanz-
krise bezüglich der wirtschaftlichen und sozialen 
Dimension bald ablösen werden, hängt davon ab, 
ob die Halbierung der weltweiten CO2-Emissio-
nen bis 2050 gelingt. Dazu müsste der jetzt re-
zessionsbedingte Rückgang der Emissionen ver-
stetigt werden, allerdings ohne die durch die 
Finanzkrise verursachten riesigen gesamtwirt-
schaftlichen Kosten.  

Die Antwort auf die derzeitige historische 
wirtschaftliche Krise sind weltweite Konjunktur-
programme, die sich auf 4,7 Prozent des Welt-

bruttoinlandsprodukts addieren und insgesamt 
3 Billionen US-Dollar übersteigen (Scheuerle 
2009). Die volumenmäßig größten Programme 
haben die Vereinigten Staaten und China aufge-
legt (siehe Abbildung 1), die zusammen mehr als 
die Hälfte der Finanzmittel stellen.  

Abbildung 1:  
Aufteilung der weltweiten Konjunkturprogramme 
(Prozent) 

USA; 35

China; 20

Japan; 15

Rest; 15

Europa; 15

 
Quelle: Scheuerle (2009). 

Europa und Japan haben immerhin noch einen 
Anteil von 15 Prozent an den weltweiten Kon-
junkturprogrammen. Es ist unstrittig, dass die 
Charakteristik und das Ausmaß der derzeitigen 
Krise ein entschiedenes und schnelles Eingreifen 
von Staatsseite erfordert. Es ist aber strittig, in-
wieweit diese enormen Anstrengungen von 
Staatsseite dazu beitragen können die Krise zu 
dämpfen und auf welchen Wachstumspfad die 
Weltwirtschaft beim Verlassen der Rezession 
einschwenken wird. Werden die Mittel in den 
Konjunkturpaketen genutzt, um die Weltwirt-
schaft auf einen wirtschaftlich, ökologisch und 
sozial nachhaltigen Wachstumspfad auszurich-
ten, oder bringen die Mittel im Wesentlichen 
einen kurzfristigen Schub der Konsumnachfrage 
und Investitionen in etablierte Strukturen?  

Diese Frage wird vom Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen in ihrem Vorschlag für einen 
„Global Green New Deal“ aufgegriffen, in dem 
sie fordern, nicht zur alten „fossilen“ Ökonomie 
zurückzukehren, sondern im Zuge der weltweiten 
Restrukturierung einen nachhaltigen Wachstums-
pfad zu einer „grünen“ Ökonomie einzuschlagen. 
Inspiriert durch den von US-Präsident Frank 
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Roosevelt geprägten Begriffs des „New Deal“ als 
Antwort auf die Große Depression in den 30ziger 
Jahren soll die Wirtschaft nun der weltweiten 
Krise mit einem „Green New Deal“ begegnen. 
Ein Kernelement dieses Vorschlags ist es, einen 
Teil der weltweiten Konjunkturpakete dafür zu 
nutzen, private und öffentliche Gebäude zu sa-
nieren, erneuerbare Energien auszubauen, um-
weltfreundliche Mobilität zu fördern, und Land-
wirtschaft und Wassermanagement nachhaltig zu 
gestalten. Die notwendigen Investitionen um 
diesen „grünen“ Wachstumspfad einzuschlagen, 
werden auf 750 Mrd. US-Dollar geschätzt 
(UNEP 2009), was damit ca. ein Viertel der welt-
weiten Konjunkturpakete entspricht.  

Vorrangige Aufgabe der internationalen Kon-
junkturpakete ist es einen wirtschaftlichen Sti-
mulus zu setzen um die Rezession zu dämpfen. 
Und es ist nicht Aufgabe der internationalen 
Konjunkturpakete, langfristige Ordnungspolitik 
und damit auch Klimapolitik zu ersetzen. Kon-
junkturelle Maßnahmen müssen sich vor allem 
daran messen lassen, inwieweit sie den privaten 
Konsum stimulieren und Arbeitsplätze erhalten 
ohne dabei das langfristige Wachstum zu ge-
fährden. Aber insbesondere die Auswirkungen 
der Konjunkturpakete auf das langfristige Wachs-
tum werden von Ökonomen kritisch gesehen. Sie 
attestieren den Konjunkturpaketen in der Ver-
gangenheit eine mangelnde Nachhaltigkeit. In 
diesem Punkt liegt die Chance „grüner“ Kon-
junkturmaßnahmen. „Grüne“ Konjunkturpakete 
können dazu beitragen, dass sich die Wirtschaft 
bezüglich Energie- und Ressourcenverbrauch 
langfristig effektiver aufstellt und damit einen 
ökologisch und wirtschaftlich nachhaltigen 
Wachstumspfad einschlägt.  

Die Wirkung der internationalen Konjunktur-
pakete auf ein nachhaltiges Wachstums hängt 
also auch davon ab, inwieweit „grüne“ Maßnah-
men enthalten sind und wie diese mit den ande-
ren Maßnahmen abgestimmt sind. Auch Kon-
junkturmaßnahmen, die nicht explizit „grün“ 
sind, sollten es zumindest nicht erschweren lang-
fristige ordnungspolitische und damit auch kli-
mapolitische Ziele zu erreichen. Genauso sollten 
explizite „grüne“ Ziele daraufhin überprüft wer-
den, ob sie wirklichen einen positiven Konjunk-
turimpuls für die Weltwirtschaft setzen. 

Ziel dieses Beitrags ist es, die weltweiten 
Konjunkturprogramme bezüglich ihres wirt-
schaftlichen Stimulus sowie – und hierauf liegt 
der Fokus – bezüglich ihres Beitrags zu einem 
langfristig nachhaltigen Wachstums zu bewerten. 
Die Datenlage für diese Analyse ist im Augen-
blick allerdings begrenzt. In vielen Fällen steht 
weder das Gesamtvolumen der Konjunkturpakete 
genau fest noch konkretisieren die Programme, 
wofür die Gelder eingesetzt werden sollen. Wir 
beziehen uns daher auf verschiedene Quellen und 
Schätzungen, die nicht immer übereinstimmen. 
Bevor wir in Kapitel 4 die internationalen Kon-
junkturpakete und auch das deutschen Konjunk-
turpakets analysieren, diskutieren wir in Kapitel 2 
und 3, welche Rolle diskretionäre Finanzpoli-
tik im Hinblick auf die derzeitige Krise spielen 
kann, und wir stellen ökonomische und ökolo-
gische Bewertungskriterien für die Konjunktur-
programme auf. Damit geben wir gleichzeitig 
Empfehlungen für bislang unspezifizierte Ausga-
benvolumina. In Kapitel 5 fassen wir die Arbeit 
zusammen. 

2 Diskretionäre Fiskalpolitik als 
antizyklische konjunkturelle 
Maßnahme 

Diskretionäre Fiskalpolitik bezeichnet gezielte 
Ausgaben- und Einnahmevariationen des Staates, 
die Fluktuationen des Einkommens und der Pro-
duktion innerhalb des Konjunkturzyklus ab-
schwächen sollen. Maßnahmen wie eine Erhö-
hung von staatlichen Investitionen und Transfer-
zahlungen sowie Steuersenkungen, kommen ver-
stärkt in Phasen eines wirtschaftlichen Abschwungs 
zum Einsatz mit dem Ziel dessen negative Fol-
gen abzuschwächen und führen zu einem Haus-
haltsdefizit innerhalb des Zeitraums der Maßnah-
me. Im Gegensatz zu diesen aktiven Ausgaben 
und Einnahmevariationen ergeben sich im Kon-
junkturzyklus durch die Variationen der zugrun-
de liegenden Bemessungsgrundlagen auch pas-
sive Änderungen (automatische Stabilisatoren). 
Bei diskretionärer Fiskalpolitik kann man zwi-
schen Maßnahmen unterscheiden, die auf die 
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Nachfrage- oder auf die Angebotsseite wirken. 
Maßnahmen mit Impulsen für die Nachfrageseite 
haben vor allem einen kurzfristigen Charakter 
und sollen den Nachfrageausfall in der Rezession 
ausgleichen. Maßnahmen mit Impulsen für die 
Angebotsseite haben einen längerfristigen Cha-
rakter und damit stärkere Auswirkungen auf das 
langfristige Wirtschaftswachstum. Der quantita-

tive Effekt diskretionärer Fiskalpolitik und damit 
ihr Potential, Rezessionen abzufedern, ist unter 
Makroökonomen umstritten. Diskretionäre Fis-
kalpolitik stimuliert die Wirtschaft entweder 
überproportional (Multiplikatoreffekt >1) oder 
unterproportional (Multiplikatoreffekt <1), je 
nachdem mit welchem Modell das Phänomen 
betrachtet wird (Kasten 1). 

Kasten 1:  
Unterschiedliche Multiplikatoren für diskretionär fiskalpolitische Maßnahmen 

Konkurrierende Modelle zur Abschätzung von Multiplikatoreffekten diskretionärer Fiskalpolitik unter-
scheiden sich vor allem in der Art und Weise, wie die Erwartungen der Wirtschaftssubjekte modelliert 
werden. In den traditionellen „alt-keynesianischen” Modellen haben die Wirtschaftssubjekte keine ex-
plizite rationale Erwartungsbildung. Sie leiten ihre Konsumnachfrage im Wesentlichen aus ihrem der-
zeitig verfügbaren Einkommen ab. In den „neu-keynesianischen” Modellen haben die Wirtschaftssub-
jekte eine rationale Erwartungsbildung und passen ihr Verhalten und ihre Erwartungen den Politik-
interventionen an. Sie leiten ihre Konsumnachfrage im Wesentlichen aus ihrem Lebenseinkommen bzw. 
den erwarteten Veränderungen des Einkommens in der Zukunft ab. Als Folge dieser Unterscheidung 
reagiert die private Konsumnachfrage und damit der Effekt der Staatsintervention in den beiden Modell-
ansätzen sehr unterschiedlich.  

Die Bedeutung dieses Unterschieds zeigt sich aktuell sehr deutlich in der Debatte über die Wirk-
samkeit des amerikanischen Konjunkturpakets. Nach Schätzung zweier Berater von Präsident Obama 
liegt der Multiplikator für den Output deutlich über 1 und erreicht im Jahr 2010 und 2011 den Wert 1,57 
(Romer und Bernstein 2009). Diese Schätzung beruht auf einem traditionellen Modell und der Annahme, 
dass die Notenbank die Leitzinsen auf dem derzeitigen Niveau einfriert. In einem Modell mit rationalen 
Erwartungen führt aber gerade diese Annahme zu Hyperinflation und die Wirtschaft kollabiert. In einem 
Modell mit rationalen Erwartungen kann damit der Leitzins nur für eine begrenzte Dauer eingefroren 
werden. Die Makroökonomen Cogan, Cwik, Taylor und Wieland schätzen die Wirksamkeit des US-
Konjunkturpakets unter rationalen Erwartungen (Cogan et al. 2009). Basierend auf dem anerkannten 
Smets-Wouters Modell (Smets und Wouters 2007) ergibt sich nur für das erste Quartal 2009 ein über-
proportionaler Multiplikator (1,03), in den Jahren 2010 und 2011 sinkt der Multiplikator auf 0,61 bzw. 
0,44. Diese Schätzung geht davon aus, dass die Leitzinsen für zwei Jahre eingefroren sind. Bei einer 
realistischeren Annahme über die Notenbankpolitik mit einem konstanten Leitzins nur bis Ende 2009 
ergeben sich noch niedrigere Multiplikatoren die von 0,96 im ersten Quartal 2009 bis auf 0,41 im letzen 
Quartal von 2011 sinken.  

Die empirischen Ergebnisse multivariater Zeitreihenschätzungen bestätigen eher die traditionellen 
Modelle. Zwar schwankt auch hier je nach Spezifikation die Reaktion des Konsums auf einen Impuls 
durch diskretionäre Fiskalpolitik, allerdings ist die Reaktion des Konsums immer positiv und dominiert 
auch eine negative Reaktion der Investitionen (siehe für Überblick Galí et al. 2007). Das Forscherteam 
Galí, Vallés und López-Salido (2007) schätzt, basierend auf US-Quartalsdaten von 1954 bis 2003, den 
Multiplikatoreffekt diskretionärer Fiskalpolitik für den Output auf 1,74 (2 Jahre nach dem fiskalischen 
Impuls).  

Die Diskrepanz der beiden Modellansätze kann zum Teil behoben werden, indem man annimmt, dass 
Konsumenten, die ihre Konsumentscheidung von ihrem derzeit verfügbaren Einkommen abhängig ma-
chen, mit Konsumenten koexistieren, die ihre Konsumentscheidungen auf rationale Erwartungen des 
zukünftigen Einkommens basieren. Abhängig davon, inwieweit der Konsumimpuls der ersten Gruppe 
den Konsumverzicht der zweiten Gruppe kompensiert, ergeben sich wichtige Hinweise für die Politik 
bei der Ausgestaltung der Transferzahlungen innerhalb der diskretionären Fiskalpolitik.  
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Unabhängig von der tatsächlichen Höhe der 
Multiplikatoren scheint die derzeitige Krise nach 
einer diskretionären Fiskalpolitik zu verlangen, 
um eine Spirale schrumpfender Wirtschaftsakti-
vitäten zu vermeiden. Trotz bereits historisch ge-
ringer Refinanzierungskosten ist die Kreditverga-
be gehemmt und viele Wirtschaftsbereiche sind 
mit Liquiditätsproblemen konfrontiert. Konven-
tionelle Geldpolitik kann somit kaum noch Im-
pulse für die Nachfrage und damit gegen den Ab-
schwung setzen. Gerade in einer solchen Situa-
tion der realen Rigiditäten und Liquiditätspro-
bleme ist diskretionäre Fiskalpolitik sinnvoll und 
wirksam (IMF 2009). Sie darf allerdings nicht 
eine aktive Geldmarktpolitik ersetzen, die weiter-
hin notwendig ist, um die Vertrauenskrise auf 
den Finanzmärkten zu beheben und den privaten 
Kreditzugang zu vernünftigen Konditionen zu 
erleichtern. Zu diesem Zweck setzen die Noten-
banken die Politik der aktiven Lockerung ein. Sie 
kaufen Wertpapiere von Banken, Unternehmen 
oder der Regierung ohne die Ausweitung der 
Zentralbankgeldmenge durch entsprechende 
Rückkäufe zu sterilisieren. Diese Strategie einer 
diskretionären Fiskalpolitik, begleitet durch eine 
Geldmarkpolitik der aktiven Lockerung, wird 
von den meisten Industrie- und Schwellenlän-
dern derzeit verfolgt. 

Abbildung 2 zeigt, dass zahlreiche Länder 
Konjunkturpakete von beträchtlicher Größenord-
nung aufgelegt haben. Insbesondere aufgrund 

dieses Volumens der Hilfspakete ist mit deutlich 
spürbaren Auswirkungen auf den Konjunkturver-
lauf zu rechnen und auch die langfristigen Aus-
wirkungen werden beträchtlich ausfallen. Die 
asiatischen Länder und die Vereinigten Staaten 
haben dabei, gemessen an ihrer Wirtschaftskraft, 
die größten Programme initiiert, während die 
Europäische Union nur auf ca. 1,6 Prozent des 
BIP kommt (Scheuerle 2009). Allerdings zeigen 
die Prognosen, dass die Konjunkturpakete die 
Rezession zwar abmildern, aber nicht vermeiden 
können (für die Welt: Gern et al. 2009, für 
Deutschland: Barabas et al. 2009). Eine Bewer-
tung diskretionäre Fiskalpolitik beschränkt sich 
aber nicht nur auf eine generelle Diskussion über 
deren vergleichsweise kurzfristige Multiplikator-
wirkung, sondern beinhaltet vor allem die Frage 
wie das langfristige Wirtschaftswachstum beein-
flusst wird. Ein Teil der diskretionären Fiskal-
politik wirkt in der Praxis erst dann, wenn die 
Wirtschaft sich bereits wieder im Aufschwung 
befindet. Sie hat damit neben der antizyklischen 
Komponente auch eine eher prozyklische Wir-
kung. So werden z.B. nur 2.6 Prozent des US-
Konjunkturpakets im Jahr 2009 umgesetzt, also 
in dem Jahr, in dem der tiefste Einschnitt in der 
Konjunktur erwartet wird (Cogan et al. 2009: 9). 
Dies bedeutet, dass die Auswirkungen der Kon-
junkturpakete auch auf ihre langfristigen Wachs-
tumswirkungen hin betrachtet werden müssen.  

Abbildung 2:  
Anteile der Konjunkturpakete am nationalen BIP (Prozent) 
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Quelle: Scheuerle (2009). 
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Rezessionen deuten häufig auch auf einen auf-
gestauten Strukturwandel hin, so dass Anpassun-
gen der Unternehmen an das veränderte Umfeld 
und Umstrukturierungen auf der Angebotsseite 
Teil der Überwindung einer Rezession sind. Dis-
kretionäre Fiskalpolitik sollte den Strukturwan-
del weder behindern noch aufhalten, sondern ihn 
sozial verträglich unterstützen. In der Praxis lau-
fen diskretionäre Maßnahmen häufig Gefahr 
durch die Unterstützung einzelner nicht system-
relevanter Sektoren den Druck zu notwendigen 
Anpassungen zu mindern. Die öffentliche De-
batte um konjunkturpolitische Maßnahmen wird 
durch die Aktivitäten einzelner Interessengrup-
pen beeinflusst und erhöht die Gefahr, dass statt 
zukunftsorientierter Maßnahmen eher struktur-
konservierende Maßnahmen gewählt werden. Er-
folgreiche diskretionäre Fiskalpolitik misst sich 
hingegen daran, inwieweit es ihr gelingt, kurz-
fristige Nachfrageimpulse zu setzen, ohne dabei 
das langfristige Wirtschaftswachstum zu gefähr-
den.  

Diskretionäre Fiskalpolitik hat aber nicht die 
Aufgabe Ordnungspolitik zu ersetzen, sondern 
bleibt eine zeitlich begrenzte Maßnahme, um die 
Auswirkungen eines wirtschaftlichen Abschwungs 
abzudämpfen. Allerdings kann sinnvoll einge-
setzte diskretionäre Fiskalpolitik dazu beitragen, 
ordnungspolitische Ziele schneller zu erreichen 
und gewollten Strukturwandel hin zu einem öko-
logisch und wirtschaftlich nachhaltigen Wachs-
tumspfad zu beschleunigen. Besonders geeignet 
für diskretionäre Fiskalpolitik ist es daher ohne-
hin geplante oder in der Zukunft notwendige 
Ausgaben kreditfinanziert vorzuziehen (Boss und 
Klodt 2009). 

3 Ökonomische und ökologische 
Kriterien zur Bewertung 
diskretionärer Fiskalpolitik 

Die erwarteten Effekte diskretionärer Fiskalpoli-
tik variieren je nach zugrunde liegendem Bewer-
tungsmodell und Charakteristika der Rezession. 
Zusätzliche Abweichungen ergeben sich nach 
Art der Maßnahme innerhalb der diskretionären 

Fiskalpolitik. Um einen Überblick über die ver-
schiedenen Wirkungen zu erhalten, wird die 
Vielzahl der Maßnahmen in folgenden Katego-
rien zusammengefasst: 

− Investitionen (Infrastrukturinvestitionen und 
Nicht-Infrastrukturinvestitionen), 

− Transferzahlungen an Privatpersonen und 
Unternehmen, 

− Steuersenkungen und Steuergutschriften, 
− Senkung von Sozialversicherungsbeiträgen1 

und 
− Veränderungen in Steuerbestimmungen und 

Vorschriften.2 

Tabelle 1 zeigt unterschiedliche Schätzungen 
der Multiplikatoren, unterteilt nach diesen Kate-
gorien für Maßnahmen innerhalb der Vereinigen 
Staaten, innerhalb Deutschlands sowie auf einem 
internationalen Level. Zunächst ist die große 
Spannbreite der Schätzungen bemerkenswert. In-
nerhalb der staatlichen Investitionsmaßnahmen 
variieren die geschätzten Multiplikatoren etwa 
zwischen 0,5 und 2,5. Im Vergleich zu den 
Schätzungen für die Vereinigten Staaten liegen 
die Multiplikatoren für Deutschland am unteren 
Ende der Skala. In den Vereinigten Staaten wer-
den die Multiplikatoren für Investitionen höher 
eingeschätzt als die für steuerliche Maßnahmen 
wie Steuersenkungen. Dagegen kommt die Stu-
die für Deutschland bei staatlichen Investitionen 
und bei der Senkung der Sozialversicherungs-
beiträge auf etwa den gleichen Multiplikator 
von 0,8.  

Aus konjunkturpolitischer Sicht sollten die 
Maßnahmen realisiert werden, die einen mög-
lichst hohen Multiplikatoreffekt aufweisen.  
Die Multiplikatoren werden maßgeblich durch 
Crowding-out- und Crowding-in-Effekten be-
stimmt. Von Crowding-out spricht man, wenn als 
Folge der staatlichen Maßnahme private Nach-
frage verdrängt wird, während Crowding-in be- 
____________________ 
1 In der englischsprachigen Literatur wird diese Kategorie 
häufig mit der Kategorie Steuersenkungen und Steuergut-
schriften zusammengefasst 
2 In dieser Kategorie finden sich vor allem Veränderungen 
von Bilanzierungsvorschriften für Unternehmen (z.B. für 
Abschreibungen). Maßnahmen innerhalb dieser Kategorie 
führen zwar auch zu Steuersenkungen, da sie aber auf an-
deren Zeitskalen wirken, werden sie häufig gesondert aus-
gewiesen.  
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Tabelle 1:  
Geschätzte Multiplikatoren der derzeitigen Konjunkturprogramme 

 Vereinigte Staaten Deutschland International 

Staatliche Investitionen 2,5–1,0 
(Infrastrukturinvestitionen) 

1,9–0,7 
(Nicht-Infrastrukturinvestitionen) 

0,8 1,8–0,5 

Transferzahlungen 2,2–0,8 – 1,0–0,3 
Steuersenkungen und Steuer-
gutschriften 

1,7–0,5 
(für untere und mittlere 
Einkommensschichten) 

0,5–0,1 
(für höhere Einkommensschichten) 

0,6 0,6–0,3 

Senkung der Sozialversicherungs-
beiträge 

 
– 

 
0,8 

 
– 

Veränderungen der Steuerbe-
stimmungen 

 
0,4–0,0 

 
– 

 
– 

– keine Angabe. 

Quelle: Congressional Budget Office (2009); Barabas et al. (2009); International Monetary Fund (2009); eigene 
Berechnungen. 

deutet, dass als Folge der staatlichen Maßnahme 
zusätzliche private Nachfrage angezogen wird. 
Allerdings hängt das Ausmaß dieser Effekte 
nicht nur von der Art der Maßnahme, sondern 
auch von ihrem Umfang ab. Je umfangreicher 
z.B. staatliche Investitionen in den Bausektor 
sind, desto größer ist damit die Überschussnach-
frage und desto höher der neue Gleichgewichts-
preis. Als Folge wird zunehmend die private 
Nachfrage verdrängt, die sich unter der neuen 
Kostensituation als nicht mehr rentabel erweist. 
Daher sollte diskretionäre Fiskalpolitik sich 
nicht ausschließlich auf eine Maßnahme konzen-
trieren, sondern einen gut abgestimmten Maß-
nahmenmix anstreben, nicht zuletzt wegen der 
Unsicherheit bezüglich des Multiplikatoreffekts 
für die verschiedenen Maßnahmen (Spilimbergo 
et al. 2008). Ein weiteres wichtiges Kriterium bei 
der Auswahl der Maßnahmen ist die Schnellig-
keit der Umsetzung. Auch wenn staatliche In-
vestitionen einen hohen Multiplikatoreffekt 
haben, erfordern sie häufig eine lange Plan- und 
Bearbeitungszeit bis zu ihrer Umsetzung. Die 
Ausweitung staatlicher Investitionen als diskre-
tionäre fiskalpolitische Maßnahme sollte sich 
deswegen darauf konzentrieren bereits geplante 
Projekte vorzuziehen. Als weitere Kriterien bei 
der Auswahl der Maßnahmen ist ihr Effekte auf 
den Arbeitsmarkt und ihre verzerrenden Effekte 
innerhalb des Sektors bzw. auf die Angebotsseite 

zu berücksichtigen. Allerdings kommt es in Be-
zug auf die letzten beiden Kriterien häufig zu 
Zielkonflikten, wenn eine Maßnahme zwar Ar-
beitsplätze sichert, dies aber mit einer Struktur-
konservierung der Angebotsseite einhergeht. Da-
her sollte auch bezüglich der Abwägung dieser 
beiden Kriterien im Vordergrund stehen, inwie-
weit es um die langfristige Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen geht.  

Welche zusätzlichen Kriterien sollten die ge-
wählten Maßnahmen erfüllen, damit sie die 
Wirtschaft auf einen nachhaltigen Wachstums-
pfad bringen? Im „Global Green New Deal“ 
Vorschlag des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen werden vor allem Maßnahmen im Be-
reich der Energieeffizienz, der Gebäudedäm-
mung, der umweltfreundlichen Mobilität und der 
Förderung einer nachhaltigen Energiewirtschaft 
genannt (UNEP 2009). Wir haben deswegen die 
wesentlichen „grünen“ Maßnahmen innerhalb 
dieser Bereiche auf ihre Eignung als Maßnah-
men innerhalb eines Konjunkturprogramms un-
tersucht.  

Tabelle 2 gibt einen Überblick über wichtige 
energie- und klimapolitische Maßnahmen. Im 
ersten Teil der Tabelle wird zugeordnet, mit wel-
chen Maßnahmenkategorien aus Tabelle 1 sich 
diese „grünen“ Maßnahmen realisieren lassen. 
Im zweiten Teil der Tabelle sind die Maßnah-
men nach der Eignung für ein nachhaltiges Kon- 
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junkturprogramm bewertet. Dabei wird bewertet, 
ob sie sich schnell realisieren lassen und damit 
überhaupt für ein Konjunkturprogramm in Frage 
kommen und welchen Effekt sie auf die nach-
haltige Schaffung von Arbeitsplätzen haben. In 
den restlichen drei Kriterien werden Crowding-out 
und verzerrende Effekte, CO2-Preis-Crowding-
in-Effekte sowie die ökologische und ökonomi-
sche Nachhaltigkeit bewertet. Crowding-out und 
verzerrende Effekte wurden bereits im vorheri-
gen Abschnitt besprochen. Bei den CO2-Preis-
Crowding-in-Effekten ist zu berücksichtigen, 
dass es bei „grünen“ Maßnahmen zu CO2-
Crowding-out und -in kommen kann. Ziehen die 
Maßnahmen weitere private Investitionen nach 
sich, die ebenfalls zu CO2-Einsparung führen, er-
gibt sich ein CO2-Crowding-out. Führen die 
„grünen“ Maßnahmen aber zu CO2-Einsparun-
gen in Sektoren, deren gesamte CO2-Emissionen 
durch ein Cap-and-trade-System geregelt sind, 
kann sich ein CO2-Crowding-in ergeben. Das 
CO2-Crowding-in entsteht dann, wenn als Folge 
der staatlich induzierten CO2- Einsparungen der 
CO2-Zertifikatepreis sinkt und damit andere CO2 
senkende Investitionen ausbleiben. Potentielles 
CO2-Crowding-out fließt in die Bewertung der 
ökonomischen und ökologischen Nachhaltigkeit 
mit ein, potentielles CO2-Crowding-in mittels 
des CO2-Preis wird explizit bewertet, weil Maß-
nahmen mit diesem Effekt durch entsprechende 
Eingriffe auf dem Zertifikatemarkt begleitet 
werden sollten, analog zur unterstützenden Rolle 
der Geldpolitik für diskretionäre Fiskalpolitik. 
Die Bewertung der ökologischen und ökonomi-
schen Nachhaltigkeit versteht sich als zusam-
menfassendes Bewertungskriterium, bei dem zu-
sätzlich die erwarteten Auswirkungen auf den 
Haushalt, die erwartete Stimulanz der langfristi-
gen Investitionen aus dem Privatsektor und, wie 
bereits erwähnt, die CO2-Crowding-out-Effekte 
dieser langfristigen Investitionen berücksichtigt 
werden. 

Als besonders geeignete Maßnahmen inner-
halb einer nachhaltigen diskretionären Fiskal-
politik stellen sich Investitionen zur Verbesse-
rung der Energienetze; Investitionen, die Schie-
nenbauprojekte zeitlich vorziehen und Investitio-
nen in die Gebäudedämmung heraus. Diese 
Maßnahmen führen schnell zu Impulsen für die 

Wirtschaft und haben einen hohen bis mittleren 
Stabilisierungseffekt auf dem Arbeitsmarkt. Da 
sie sich über Staatsinvestitionen und Transfer-
zahlungen realisieren lassen, kann mit einem 
positiven bis überproportionalen Multiplikator 
gerechnet werden. Durch die Realisierung als 
staatliche Investition belasten die Maßnahmen 
das Haushaltsbudget unterproportional (Barabas 
et al. 2009: 132).  

Ausgaben in die Verbesserung der Energie-
netze umfassen zwei Maßnahmen: den Zubau 
von Hochspannungsnetzen und die Modernisie-
rung des bestehenden Netzes zu einem Smart 
Grid. Der Zubau neuer Hochspannungsnetze er-
möglicht die Integration größerer Anteile von 
Strom aus erneuerbaren Energien und auch den 
verlustarmen Transport großer Mengen Strom 
über weite Strecken. Das erlaubt nicht nur die 
Integration von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien an geeigneten Standorten (Solarkraftwerke 
und Offshorewindparks), sondern verbessert 
auch die Wettbewerbssituation innerhalb des 
Strommarkts. Außerdem besteht hier die Mög-
lichkeit, bereits geplante Zu- und Ausbauprojek-
te vorzuziehen. Die Modernisierung des beste-
henden Netzes zu einem Smart Grid bedeutet vor 
allem eine verbesserte Messung und Steuerung 
des Elektrizitätsverbrauchs. Mit Hilfe moderner 
Messgeräte können Verbraucher ihren Energie-
bedarf in Echtzeit überwachen und Programme 
nutzen, die die automatische Regulierung des 
Stromverbrauchs erlaubt. Die positive Einschät-
zung dieser Maßnahme auf den Arbeitsmarkt 
unterstellt eine Förderung für den Austausch von 
konventionellen Stromzählern und für den Ersatz 
konventioneller durch steuerbare Elektrogeräte. 
Allerdings kann es bei Investitionen in den 
Netzausbau und die Umgestaltung des Netzes zu 
einem Smart Grid zu CO2-Preis-Crowding-in-
Effekten kommen.  

Ausgaben für Schienenbauprojekte gehört zu 
den klassischen Infrastrukturprojekten innerhalb 
diskretionärer Fiskalpolitik. Wenn sie sich auf 
die kreditfinanzierte Vorziehung bereits geplan-
ter Projekte beschränken, kommt es nicht zu 
verzerrenden Wirkungen und die Belastung des 
Haushalts wird nur zeitlich verschoben. Diese 
Aussage gilt aber auch für Verkehrsinfrastruk-
turprojekte im Bereich Wasserwege und Stra-
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ßenbau. Während Investitionen in allen drei Be-
reichen grundsätzlich einen wichtigen Faktor für 
langfristiges Wachstum darstellen, führen In-
vestitionen in den Straßenbau kurz- bis mittel-
fristig zu einer Zunahme der Emissionen und 
werden daher nicht als „grüne“ Maßnahme ein-
gestuft. Für die Bewertung von Infrastrukturpro-
jekte in Wasserwege liegen leider keine belast-
baren Informationen bezüglich Ausbaupotential, 
Realisierbarkeit und Arbeitsmarkteffekte vor. 
Allerdings kann davon ausgegangen werden, 
dass sie als nachhaltiges Konjunkturmaßnahme 
bezüglich Multiplikator, Arbeitsmarkteffekt und 
Emissionseinsparung ähnlich positiv zu bewer-
ten sind wie die Vorziehung von Schienenbau-
projekten. 

Ausgaben in Gebäudedämmung umfasst Maß-
nahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz 
in privaten Wohnhäusern sowie öffentlichen 
Gebäuden und Schulen. Die Ausgaben für die 
öffentlichen Gebäude werden als staatliche In-
vestitionen realisiert und die Ausgaben für die 
privaten Gebäude am besten als Transferzahlun-
gen realisiert. Investitionen in Gebäudesanierung 
haben einen sehr positiven Arbeitsmarkteffekt 
(UNEP 2009; Houser et al. 2009). Bereits durch 
die Implementierung bestehender Technik lassen 
sich hier bis zu 80 Prozent der Energiekosten 
einsparen (UNEP et al. 2008). Der Sektor hat 
das größte Potential aller Sektoren zur Emis-
sionseinsparung (IPCC 2007: 389) und damit 
auch ein großes Investitionspotential (Edenhofer 
und Stern 2009: 26). So wird alleine für 
Deutschland das zusätzliche Investitionsvolumen 
für Sanierungsmaßnahmen im Gebäudebereich 
in einem Szenario mit strikter Klimapolitik auf 
14, 5 Mrd. Euro geschätzt (Auer et al. 2008: 29). 
Für die Umsetzung dieses Potentials gibt es be-
reits in unterschiedlichen Ländern bereits eine 
Vielzahl von Förderprogrammen und Bauvorha-
ben, die im Rahmen eines nachhaltigen Kon-
junkturprogramms kreditfinanziert vorgezogen 
werden können (öffentliche Gebäude) bzw. mit 
Transferzahlungen beschleunigen (private Ge-
bäude). Allerdings sollte berücksichtig werden, 
dass bei einer sehr starken Ausweitung der 
Nachfrage nach Gebäudesanierung mit Kapazi-
tätsengpässen und moderaten Preis-Crowding-
out-Effekten gerechnet werden kann.  

Investitionen zur Förderung nichtnetzgebun-
dener erneuerbarer Energien beinhaltet Transfer-
zahlungen an Privathaushalte für den verstärken 
Einsatz von z.B. Solarkollektoren zur Warm-
wasserversorgung oder den Einbau von Wärme-
pumpen. Diese Maßnahme eignet sich grund-
sätzlich im Rahmen eines nachhaltigen Konjunk-
turprogramms, auch weil sie sich in Maßnahmen 
zur Förderung zur Gebäudesanierung integrieren 
lassen. Allerdings kann bei der Entwicklung 
nichtnetzgebundener erneuerbarer Energien noch 
mit deutlichen Innovationssprüngen gerechnet 
werden, so dass hier eine zu starke Förderung zu 
einem Bestand an nicht hinreichend effizienten 
Geräten führen kann. Die Förderung innerhalb 
eines nachhaltigen Konjunkturprogramms kann 
sich aber darauf konzentrieren, dass bei Reno-
vierung und Neubauten entsprechende Anschlüs-
se und Vorrichtungen gefördert werden, die den 
entsprechend Einsatz nicht netzgebundener er-
neuerbarer Energien erlaubt, wenn diese kosten-
günstig vorliegen (UNEP 2009: 18). 

Investitionen in eine Abwrackprämie bein-
haltet Transferzahlungen an Privathaushalte, die 
ihr altes Auto abwracken lassen und ein neues 
Auto erwerben. Dabei sind Kriterien sowohl an 
das alte Auto (Mindestalter, Anzahl der Jahre im 
Besitz des Halters etc.) sowie an das neue ge-
knüpft (Emissionsrichtlinien, Verbrauch etc.). Je 
nach Ausprägung dieser Kriterien hat diese 
Maßnahme eine schwächere oder stärkere 
„grüne“ Wirkung. Allerdings eignet sich diese 
Maßnahme nur bedingt in einem nachhaltigen 
Konjunkturprogramm, weil die Prämie nur zu 
einem kurzfristigen Nachfrageschub führt, der 
kurzfristig andere Einzelhandelsnachfrage ver-
drängt und mittelfristig als Nachfrage für die 
Automobilindustrie entfällt. Zusätzlich werden 
auch im Automobilsektor noch große Innova-
tionssprünge bezüglich Verbrauchseinsparungen 
und Antriebskonzepte erwartet, so dass eine be-
schleunigte Modernisierung des derzeitigen 
Kraftfahrzeugbestands eher eine strukturbewah-
rende Wirkung hat. Allerdings führt eine ent-
sprechende Ausgestaltung der Kriterien zur Er-
langung der Prämie bzw. eine Einbettung in 
einen entsprechend ordnungspolitischen Rahmen 
(z.B. CO2-gebundene Kfz-Steuer) zu deutlichen 
Emissionseinsparungen. Die Maßnahme ist da-
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mit bezüglich ihrer ökologischen Wirkung sogar 
bedingt nachhaltig, bezüglich ihrer Wirkung als 
konjunktureller Impuls aber wenig nachhaltig. 

Investitionen zur Förderung netzgebundener 
erneuerbarer Energien kann Investitionen für den 
direkten Ausbau erneuerbarer Energien bein-
halten, insbesondere aber Transferzahlungen und 
Steuersenkungen oder -gutschriften für Betreiber 
für Anlagenbetreiber (z.B. Windparks) beinhal-
ten. Diese Maßnahme ist sehr schwer zu bewer-
ten, da die Ausgangslage in den einzelnen Län-
dern sehr unterschiedlich ist. Gerade in Europa 
gibt es bereits zahlreiche Regelungen zur För-
derung des Ausbaus erneuerbarer Energien, so 
dass zusätzlich Maßnahmen eher eine verzerren-
de Wirkung haben. Hingegen können Maßnah-
men zum Ausbau der erneuerbarer Energien in 
China oder Indien durchaus zu einer nachhal-
tigen Entwicklung beitragen. Insgesamt kann die 
Förderung zum Ausbau netzgebundener erneuer-
barer Energie im Hinblick auf ihre Eignung in 
einem nachhaltigen Konjunkturprogramm nur 
länderspezifisch beurteilt werden. So würde zum 
Beispiel das Vorziehen eines bereits geplanten 
Projekts in einem Land ohne etablierte Förde-
rungsgesetzgebung, das mittels staatlicher In-
vestitionen realisiert wird, den Kriterien für eine 
nachhaltige Konjunkturmaßnahme genügen, die 
Verbesserung von Abschreibungsmöglichkeiten 
in einem Land mit bereits etablierter Förderung 
aber nicht.  

Investitionen zur Förderung von F&E von 
Batterietechnologie in Kraftfahrzeugen und CCS 
Demonstrationsprojekte lassen sich als staatliche 
Investitionen realisieren (Nicht-Infrastrukturin-
vestitionen in F&E und Infrastrukturinvestitio-
nen in CCS), aber auch in Form von Transfer-
zahlungen und Steuersenkungen bzw. -gutschrif-
ten an Unternehmen (CCS). Diese Maßnahmen 
haben zwar im Hinblick auf die Klimapolitik 
einen hohen Nachhaltigkeitsfaktor, allerdings 
werden sie kaum konjunkturpolitisch wirksam, 
denn beide Technologien befinden sich im For-
schungsstadium und diese Anstrengungen kön-
nen nur in begrenztem Maße ausgeweitet werden 
angesichts der vorhandenen Forschungskapazi-
täten. 

Zusätzlich zur qualitativen Einschätzung in 
Tabelle 2 zeigt Tabelle 3 eine Schätzung der 

quantitativen Effekte der verschiedenen „grü-
nen“ Maßnahmen. Die Zahlen basieren auf einer 
Simulationsstudie für die Wirtschaft der Ver-
einigten Staaten. Angegeben sind jeweils die 
Effekte für die Investition von 1 Mrd. US-Dollar 
in die jeweilige Maßnahme (Houser et al. 2009). 
Die beiden Maßnahmen mit den quantitativ 
höchsten Effekten zur CO2-Einsparung sind die 
Abwrackprämie und die Förderung von F&E zur 
Batterietechnologie in Kraftfahrzeugen. Aller-
dings sind dies auch die beiden Maßnahmen, die 
nicht im Rahmen der Simulation, sondern als 
einzelne Maßnahmen direkt bewertet wurden. 
Die Ergebnisse zeigen also die direkten CO2-
Einsparungen und nicht die gesamtwirtschaftli-
chen Einsparungen wie bei den anderen Maß-
nahmen. Bei den gesamtwirtschaftlichen CO2-
Einsparungen sind Preis- und Einkommens-
effekte berücksichtigt.  

Deswegen sind die CO2-Einsparungen bei der 
Abwrackprämie und der Förderung von F&E im 
Hinblick auf die anderen Maßnahmen über-
schätzt. Unabhängig davon inwieweit die Punkt-
schätzung der CO2-Einsparungen auf andere 
Länder übertragbar ist, bestätigt die Reihenfolge 
bezüglich der CO2-Einsparung bei den Maßnah-
men mit hoher bis mittlerer Übertragbarkeit die 
bisherige Einschätzung nachhaltiger Konjunktur-
maßnahmen. Erneut zeigt sich die Vorteilhaftig-
keit von Gebäudesanierungsmaßnahmen. Die 
niedrigsten Investitionskosten für CO2-Einspa-
rungen haben dann Gebäudesanierungsmaßnah-
men für Schulen, gefolgt von Maßnahmen für 
öffentliche Gebäude und dann von Maßnahmen 
für Privathäuser. Bei der Betrachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Investitionskosten zur CO2-
Reduktion ist es wichtig zu bedenken, dass diese 
Kosten nicht mit den betriebswirtschaftlichen 
Vermeidungskosten zu verwechseln sind. Die 
betriebswirtschaftlichen Vermeidungskosten für 
Gebäudesanierung sind in der Regel deutlich 
negativ (McKinsey&Company 2009), so dass 
die Maßnahmen für die Entscheidungsträger kei-
ne Kosten erzeugen, sondern die CO2-Einspa-
rungen mit Gewinn verbunden sind. Bei den ver-
bleibenden übertragbaren Ergebnissen folgen 
dann die Maßnahmen für CCS Demonstrations-
projekte, die Maßnahmen für besseres Netz-
management und die Maßnahmen zur Förderung 
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Tabelle 3:  
CO2-Effekte und implizite Vermeidungskosten der „grünen“ Maßnahmena 

 Durchschnittliche 
jährliche CO2-

Emissionsreduktion  

CO2-Reduktion- 
Investitionskosten  

Anmerkungen 

 1 000 t US-$/tb  

Besseres Netzmanage-
ment/Smart Grid 

 
207,4 

 
536 

Mittlere bis hohe Übertragbarkeit auf andere 
Länder, da in den meisten Ländern die Netze 
teilweise veraltet sind und es Probleme mit der 
Aufnahme von Strom aus erneuerbaren Energien 
gibt. 

Projekte zum Ausbau des 
Schienennetzes vorziehen 

 
87,3 

 
1 273 

Mittlere Übertragbarkeit auf andere Länder, da 
die Kapazitätsauslastung des Verkehrssektors  
und die Preisunterschiede zwischen Schiene und 
Straße in den Ländern variieren. In Europa kann 
z.B. aufgrund des höheren Preisvorteils des 
Schienenverkehrs mit höheren CO2-Einsparun-
gen gerechnet werden. 

Sanierung von Schulen 905,8 123 
Sanierung von öffentlichen 
Gebäuden 

 
546,9 

 
203 

Sanierung von Privathäusern  
440,7 

 
252 

Mittlere Übertragbarkeit auf andere Länder, da 
die bestehende Energieeffizienz der Gebäude 
zwischen den Ländern variiert. Allerdings liegen 
für die meisten Länder Studien vor, die der na-
tionalen Gebäudesanierung ein hohes CO2- und 
Energieeinsparpotential bescheinigen. 

Förderung nichtnetzge-
bundener erneuerbarer 
Energien 

 
 

213,4 

 
 

521 

Mittlere Übertragbarkeit auf andere Länder, da 
insbesondere in Schwellenländern der Einsatz 
nichtnetzgebundener erneuerbarer Energien kaum 
realisierbar ist.  

Abwrackprämie 1 112,5 100 Geringe Übertragbarkeit auf andere Länder, da 
der Kraftfahrzeugbestand und damit das Ein-
sparpotential stark variiert. Zusätzlich basiert  
die Berechnung auf Partialanalyse und nicht  
auf gesamtwirtschaftliche Simulation. Die Ein-
sparung wird in Relation zu den anderen Maß-
nahmen überschätzt.  

Förderung netzgebundener 
erneuerbarer Energien 

 
727,7 

 
153 

Geringe Übertragbarkeit auf andere Länder, da 
die bestehende Förderung netzgebundener er-
neuerbarer Energien zwischen den einzelnen 
Ländern sehr stark variiert. 

CCS-Demonstrations-
projekte 

 
341,6 

 
325 

Hohe Übertragbarkeit auf andere Länder, da der 
technologische Standard zum Einsatz von CCS 
zwischen den Ländern nicht stark variiert. 

F&E-Förderung für 
Batterietechnologie 

 
1 332,8 

 
83 

Geringe Übertragbarkeit auf andere Länder, da 
der Kraftfahrzeugbestand und damit das Ein-
sparpotential stark variiert. Zusätzlich basiert  
die Berechnung auf Partialanalyse und nicht  
auf gesamtwirtschaftliche Simulation. Die Ein-
sparung wird in Relation zu den anderen Maß-
nahmen überschätzt. 

aInnerhalb der Studie des WRI werden die Effekte einer Investition von 1 Mrd. US-Dollar im Rahmen des National Energy 
Modeling System (NEMS) der Energy Information Administration (EIA) bewertet. Die Zahlen beziehen sich auf den
Simulationszeitraum 2012 bis 2020. — bInvestitionskosten, in US-Dollar pro kumuliert eingesparte Tonne CO2 im Zeitraum 2012 
bis 2020. 

Quelle: Houser et al. (2009) und eigene Berechnungen. Innerhalb der Studie des WRI werden die Effekte einer 
Investition von 1 Mrd. US-$ im Rahmen des National Energy Modeling System (NEMS) der Energy In-
formation Administration (EIA) bewertet. Die Zahlen beziehen sich auf den Simulationszeitraum 2012 bis 2020.  
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nichtnetzgebundener erneuerbarer Energien. Nur 
Maßnahmen zum Vorziehen von Schienenbau-
projekten zeigen sich hier nicht vorteilhaft, da 
die gesamtwirtschaftlichen Investitionskosten mit 
über 1 000 US-Dollar pro eingesparte Tonne CO2 
deutlich über den Kosten der anderen Maßnah-
men liegen.  

Tabelle 2 und 3 zeigen beide, dass Investi-
tionen in das Energienetz und in die Sanierung 
von Gebäuden alle Kriterien für nachhaltige 
klimafreundliche diskretionäre Fiskalpolitik er-
füllen. Investitionen zur Vorziehung von Aus-
bauprojekten für das Schienennetz eignen sich 
ebenfalls als nachhaltige diskretionäre Fiskal-
politik, haben aber geringere Auswirkungen auf 
den Klimaschutz. 

Die Bewertung der „grünen“ Aspekte der 
Konjunkturpakete hat sich bislang auf die Ener-
gie- und CO2-Einsparung konzentriert. Die Um-
setzung der bewerteten Maßnahmen wird aller-
dings häufig durch Regelungen flankiert, die eine 
Beschleunigung der Umsetzung dieser Maßnah-
men zum Ziel haben. Genehmigungsverfahren 
werden verkürzt, um dem konjunkturpolitischen 
Ziel einer schnelleren Umsetzung gerecht zu 
werden. Dabei können aber andere ökologische 
Kriterien vernachlässigt werden, wenn ökologi-
schen Begleiteffekte von Maßnahmen nur zu 
einem geringeren Maße Eingang in die Bewer-
tung der Projekte finden. Der Zielkonflikt zwi-
schen einem schnellen Umsetzen der Projekte 
und einer abgewogenen Bewertung der Gesamt-
effekte bleibt deshalb bestehen. Unter diesem 
Gesichtspunkt sollten Maßnahmen ausgewählt 
werden, bei denen nicht mit zusätzlichen ökolo-
gischen Risiken zu rechnen ist. Die Sanierung 
von Schulen, öffentlichen Gebäuden und Privat-
häusern, sowie die Verbesserung des Netz-
managements scheinen dabei unbedenklich zu 
sein. Die Förderung dezentraler erneuerbarer 
Energien dürfte im Bereich der Solarenergien 
und der Geothermie ebenfalls keine ökologi-
schen Probleme verursachen. Dagegen ist bei 
einer Ausweitung des Einsatzes von Bioenergie 
die Änderung in der Landnutzung zu berück-
sichtigen, die notwendig ist, um die gestiegene 
Nachfrage zu befriedigen. Der Ausbau des 
Schienennetzes sollte sich unter diesem Krite-
rium auf die Vorziehung bereits geplanter Pro-

jekte beschränken, bei denen die notwendigen 
Unbedenklichkeitsbeurteilungen vorliegen. 

4 Konjunkturpakete in der 
Praxis 

In diesem Kapitel gehen wir konkret auf die 
bisher beschlossenen Konjunkturmaßnahmen ein 
und bewerten sie anhand der in Kapitel 3 er-
arbeiteten Kriterien.  

4.1 Internationale Konjunkturpakete 

Die internationale Staatengemeinschaft unter-
nimmt enorme Anstrengungen den wirtschaft-
lichen Abschwung zu dämpfen und bringt dafür 
über 3 Billionen US-Dollar staatlicher Mittel auf 
(Scheuerle 2009). Abbildungen 1 und 2 zeigen, 
dass diese Anstrengungen nicht gleichmäßig ver-
teilt sind. Bezogen auf das Gesamtvolumen ha-
ben die Vereinigten Staaten, die Volksrepublik 
China und Japan die größten Konjunkturpakete 
verabschiedet. Zwar liegen sie damit deutlich 
über der Grenze von 5 Prozent des BIP, werden 
aber noch von Saudi-Arabien und Thailand über-
troffen, die über 20 Prozent ihrer BIPs in die 
Konjunkturprogramme stecken wollen. Die Un-
terschiede lassen sich teilweise mit der unter-
schiedlichen Ausgangslage der einzelnen Staaten 
erklären. So variieren die Konjunkturprognosen 
für die einzelnen Wirtschaftsräume, der fiskali-
sche Spielraum ist unterschiedlich groß und 
nicht zuletzt wirken die automatischen Stabili-
satoren unterschiedlich stark. So überrascht es 
nicht, dass die europäischen Konjunkturpro-
gramme relativ zum BIP kleiner als die ameri-
kanischen und chinesischen Pakete ausfallen, da 
in Europa der Beitrag der automatischen Stabili-
satoren durch die sozialen Sicherungssysteme 
und die Arbeitsmarktregulierungen stärker aus-
geprägt ist.  

So wie die Staaten in ihrer ökonomischen Aus-
gangslage variieren, so variieren sie auch inbei 
der Ausgestaltung ihrer bisherigen Klimaschutz-
anstrengungen. Während in Europa seit 2005 ein 
Emissionshandelssystem mit zunehmend gerin-
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gerer Zuteilung von Emissionsrechten existiert 
und erst kürzlich ein „Klimapaket“ verabschie-
det wurde, das eine Reduktion der Treibhausgas-
emissionen um 20 Prozent sowie einen 20 Pro-
zent Anteil erneuerbarer Energien bis 2020 vor-
sieht, ist bei den Vereinigten Staaten erst seit 
dem Wechsel der Administration ein Umdenken 
zu einem „grünen“ nachhaltigen Wirtschaften er-
kennbar. Tabelle 4 zeigt, inwieweit sich die Idee 
eines „Global Green New Deal“ bereits in den 
internationalen Konjunkturpaketen widerspie-
gelt. 

Tabelle 4 zeigt, dass die internationalen Kon-
junkturpakete einen signifikanten Anteil an In-
vestitionen für den Klimaschutz sowie an weite-
ren „grünen“ Investitionen enthalten. Die Vor-
gabe des „Global Green New Deals“ wird aller-
dings deutlich verfehlt. Der gesamte Anteil „grü-
ner“ Investitionen beträgt zwischen knapp 14 
und 16 Prozent, je nachdem, ob man als Gesamt-
volumen die Zahlen von Scheuerle (2009) oder 
von Robins et al. (2009) nimmt, und liegt damit 
deutlich unter den von dem Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen geforderten 25 Prozent. 
Diese Vorgabe wird nur von China erfüllt, die 
29 Prozent ihres Konjunkturpakets für „grüne“ 

Investitionen aufwenden wollen. Der „grüne“ 
Anteil des chinesischen Konjunkturpakets er-
scheint aber in einem anderen Licht, wenn man 
die dazu gehörige jährliche CO2-Emissionsre-
duktion in Relation setzt. Mit den knapp 170 
Mrd. US-Dollar „grünem“ Investment ist in 
China nur mit einer Emissionsreduktion von 
24,8 Mill. Tonnen zu rechnen, während z.B. die 
Vereinigten Staaten mit knapp 67 Mrd. US-
Dollar eine Emissionsreduktion von 45,7 Mill. 
Tonnen erzielen können. Da aufgrund veralteter 
Technik und schlechten Standards bei der 
Energieeffizienz die CO2-Vermeidungskosten in 
China deutlich niedriger liegen als in den Ver-
einigten Staaten, sollte man eigentlich einen um-
gekehrten Effekt erwarten. Der Grund für diese 
unterproportionale Reduktion in CO2-Emissio-
nen besteht darin, dass knapp 60 Prozent der 
„grünen“ Investitionen in den Ausbau des Schie-
nennetzes fließen und damit in die Maßnahme 
mit der geringsten CO2-Emissionen (vgl. Tabel-
le 3). In den folgenden Abschnitten werden die 
Konjunkturpakete der Vereinigten Staaten, China, 
einiger weiterer Staaten im asiatisch-pazifischen 
Raum, der Europäischen Union und speziell 
Deutschlands genauer analysiert. 

Tabelle 4:  
„Grüner Anteil“ der weltweiten Konjunkturpakete 

 Gesamtvolumen „Grüner“ Anteil  
für Klimaschutz 

Zusätzlich „grüner“ Anteil 
ohne  

Klimaschutz  

Jährliche CO2- 
Reduktion  

(Mittelwert)a 

 Mrd. US-$ Prozent Prozent Mill. t 
Amerika 1 019,2 9,8 1,5 46,9 
Vereinigte Staaten 972,0 9,9 1,6 45,7 
Übrige Staaten 47,2 6,9 0,3 1,2 

Asien Pazifik 1 286,5 15,7 4,2 41,6 
China 586,1 29,0 5,2 24,8 
Japan 485,9 2,6 0,0 7,8 
Übrige Staaten 214,5 9,0 10,9 9,0 

Europa 382,1b 13,0 0,3 22,4 
Afrika 7,5 9,5 0,0 0,1 
Summe 2 695,3 13,4 2,63 111,0 
aDie jährlichen Einsparungen wurden errechnet, indem die Maßnahmen innerhalb des „grünen“ Anteils den Maßnahmen in Tabel-
le 3 zugeordnet wurden und dann das jährliche Einsparvolumen mit dem tatsächlichen Volumen multipliziert wurde. — bAus 
Plausibilitätsgründen wurden die Konjunkturausgaben der „anderen EU-Staaten“ in der Studie von Robins et al. (2009) durch die 
Schätzung von Scheuerle (2009) ersetzt. Dadurch verringert sich das Volumen des europäischen Gesamtpaketes von 529 Mrd. US-
Dollar aus der Studie von Robins et al. auf 382,1 Mrd. US-Dollar. Der geschätzte „grüne“ Anteil der Konjunkturprogramme der 
ersetzten „anderen EU-Staaten“ beträgt laut Robins et al. nur 1 Prozent, so dass dieser Austausch den gesamten „grünen“ Anteil für 
die EU nicht signifikant verändert. Da sich aber das EU-Gesamtvolumen und damit auch das weltweite Gesamtvolumen ändern,
ändert sich der „grüne“ Anteil in der letzten Zeile. 

Quelle: Robins et al. (2009); Houser et al. (2009); eigene Berechnungen.  
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4.2 Vereinigte Staaten 

Das (bezogen auf den Umfang) größte Konjunk-
turpaket haben die Vereinigten Staaten aufgelegt. 
Der „Emergency Economic Stabilization Act“ 
(EESA) vom 3. Oktober 2008 und der 
„American Recovery and Reinvestment Act“ 
(ARRA) vom 17. Februar 2008 umfassen bis 
2019 Gesamtausgaben von insgesamt 972 Mrd. 
US-Dollar.3 Da die Vereinigten Staaten in der 
Vergangenheit die weltweit größten Emittenten 
von Treibhausgasen waren und insbesondere 
auch bei den Pro-Kopf Emissionen weltweit in 
der Spitzengruppe liegen, ist das Potenzial für 
klimapolitisch sinnvolle Maßnahmen im Rahmen 
der Konjunkturpakete hoch. Die amerikanische 
Administration hat angekündigt, diese Potenziale 
zu nutzen, wie nicht nur der Präsidentschafts-
wahlkampf 2008, sondern auch entsprechenden 
Bekundungen in den ersten Tagen der neuen 
Amtszeit belegen. Insgesamt sollen 112,3 Mrd. 
US-Dollar in „grüne“ Projekte fließen, was (hin-
ter China) der zweithöchsten Summe weltweit 
entspricht. Gleichwohl wurden im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens auch eine Reihe „grü-
ner“ Maßnahmen des Konjunkturpaketes gestri-
chen, die einem Volumen von 57 Mrd. US-Dollar 
entsprochen hätten. Letztendlich sind 11,5 Prozent 
der Gesamtsumme für umwelt- und klimafreund-
liche Maßnahmen vorgesehen (9,9 Prozent für Kli-
maschutzmaßnahmen und 1,6 Prozent für umwelt-
freundliche Maßnahmen ohne direkte Auswirkun-
gen auf den Klimaschutz).  

Der „Emergency Economic Stabilization Act“ 
(EESA) beinhaltet 185 Mrd. US-Dollar an 
Steuererleichterungen und Kredite, von denen 
knapp ein Zehntel (18,2 Mrd. US-Dollar, 9,8 Pro-
zent) CO2-armen Energieträgern und Energieeffi-
zienz steigernden Maßnahmen zugute kommt, 
insbesondere erneuerbaren Energien. Den we-
sentlich größeren Teil US-amerikanischer Kon-
junkturstimulierung macht der „American Re-
covery and Reinvestment Act“ (ARRA) mit ei-
nem Volumen von 787 Mrd. US-Dollar aus, von 
____________________ 
3 Der EESA beinhaltet zusätzlich weitere 700 Mrd. US-
Dollar zur Rettung von Banken und Sicherung von Liqui-
dität, die hier außen vor gelassen werden. Der IWF geht für 
die Jahre 2009/2010 von einer Budgetwirkung von 540,5 
Mrd. US-Dollar aus. 

denen 12 Prozent umwelt- und klimafreundlich 
investiert werden sollen.  

Förderschwerpunkte des ARRA mit Blick auf 
Klima- und Umweltschutzmaßnahmen sind Effi-
zienzverbesserungen bei Gebäuden (27,4 Mrd. 
US-Dollar), die Förderung erneuerbarer Energien 
(22,5 Mrd. US-Dollar), Investitionen in die Was-
serinfrastruktur (15,6 Mrd. US-Dollar) sowie der 
Ausbau von Schienen- und Leitungsnetzen (9,6 
und 11 Mrd. US-Dollar, vgl. jeweils Abbildung 3). 
Neben den haushaltswirksamen Maßnahmen für 
Umwelt- und Klimaschutz sieht das Programm 
auch die Anpassung des ordnungspolitischen 
Rahmens vor, beispielsweise mit Bezug auf Vor-
schriften zum energieeffizienten Bauen. Aller-
dings beinhaltet das Konjunkturprogramm auch 
eine Reihe von Maßnahmen, die zusätzliche 
CO2-Emissionen erzeugen: Allein rund 27 Mrd. 
US-Dollar sind für Investitionen in Fernver-
kehrsstraßen vorgesehen. Dies ist die zweitum-
fangreichste Einzelmaßnahme des gesamten Kon-
junkturprogramms, lediglich für den „State Fiscal 
Stabilization Fund“ zur Stützung der Haushalte 
der Bundesstaaten ist mehr Geld vorgesehen (Pro 
Publica 2009). Die von Umweltschutzorganisa-
tionen kritisierten Straßenbauprojekte führen er-
fahrungsgemäß zu einer Zunahme des Straßen-
verkehrs. Die Investitionen in den Straßenbau 
innerhalb des US-Konjunkturpakets führen zu 
zusätzlichen CO2-Emissionen in Höhe von über 
950 000 Tonnen pro Jahr (eigene Berechnung, 
basierend auf Houser et al. 2009). Berücksichtigt 
man die Maßnahmen für den Straßenbau, sinkt 
der Anteil der emissionssenkenden Maßnahmen 
im US-Konjunkturpaket von 9,9 auf 7,2 Prozent. 
Allerdings handelt es sich bei den Straßenbau-
projekten zu einem großen Teil um die Vor-
ziehung bereits geplanter Mittel und ist somit im 
Hinblick auf die Konjunkturstimulanz gerecht-
fertig. Bezüglich der geschätzten Zunahme der 
CO2-Emissionen gilt es zu berücksichtigen, dass 
die Schätzung auf der Ausführung nur eben die-
ser Einzelmaßnahme beruht und nicht berück-
sichtigt, dass sich das Verkehrsaufkommen auf-
grund anderer Maßnahmen auch verändert zu-
sammensetzen kann. Investitionen in den Stra-
ßenbau erhöhen zwar mittelfristig die CO2-Emis-
sionen, können aber nicht als strukturbewahren-
de Maßnahme eingeschätzt werden, da auf diesen  
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Abbildung 3:  
Ausgaben mit positiver Klima- und Umweltwirkung 
im US-Konjunkturpaket bis 2019 (Mrd. US-Dollar) 
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Quelle: Robins et al. (2009). 

neuen Straßen ebenso gut Elektroautos fahren 
könnten.  

Im Falle der US-Konjunkturpakete zeigt sich, 
dass der Großteil der „grünen“ Maßnahmen auch 
zu den ökonomisch sinnvollsten des Programms 
gehört, da sie als staatliche Investitionen reali-
siert werden und damit einen Multiplikator von 
bis zu 2,5 haben (CBO 2009). In punkto Umset-
zungsgeschwindigkeit gehen Robins et al. (2009) 
davon aus, dass 70 Prozent der „grünen“ Maß-
nahmen innerhalb der folgenden vier Jahre wirk-
sam werden, davon mindestens 40 Mrd. US-
Dollar (36 Prozent der „grünen“ Maßnahmen) 
bis einschließlich 2011. Auch bei Berücksichti-
gung der Kriterien aus Kapitel 3 enthält das US-
Konjunkturpaket sinnvolle „grüne“ Maßnahmen. 
Rund 27 Prozent der „grünen“ Mittel fließen in 
Gebäudesanierung, was zu den nachhaltigsten 
Maßnahmen mit den höchsten CO2-Einsparun-
gen pro Dollar zählt. Bei der Förderung erneuer-
barer Energien, die knapp 30 Prozent des Pakets 
ausmacht ist allerdings zu beachten, dass die 
Schnelligkeit der Realisierung bei dieser Maß-
nahme sehr gering ist. 

4.3 China 

Neben den Vereinigten Staaten ist China der 
zweite große Emittent von Treibhausgasen und 
steht seit kurzem sogar an der Spitze der Liste 
der weltgrößten CO2-Emittenten. Aus diesem 

Grund und aufgrund der hohen Anfälligkeit 
Chinas für die Folgen des Klimawandels ist der 
Schutz des Klimas seit einiger Zeit auf der Agen-
da der politischen Führung in Peking. Dies macht 
sich auch in der Ausgestaltung des chinesischen 
Konjunkturpaketes bemerkbar, das eine Reihe 
von Maßnahmen zur Begrenzung von Emissio-
nen vorsieht. Der genaue Umfang und die Ab-
grenzung des Konjunkturpaketes zu den Maß-
nahmen der regulären Wirtschaftspolitik sind da-
bei stark umstritten. Folgt man den Angaben der 
Pekinger Regierung, ist das chinesische Kon-
junkturpaket das weltweit größte. Vielfach wird 
jedoch eingewendet, dass viele der im Konjunk-
turpaket enthaltenen Maßnahmen bereits vor der 
Ankündigung des Konjunkturpaketes, teilweise 
sogar vor Ausbruch der Wirtschaftskrise, geplant 
waren. Robins et al. (2009) schätzen die Gesamt-
ausgaben des chinesischen Staates auf 586,1 Mrd. 
US-Dollar, von denen ca. 175,8 bis 234,4 Mrd. 
US-Dollar auf neue Projekte des Konjunktur-
paketes entfallen. Der Weltwährungsfonds schätzt 
die Budgetwirkung neuer Maßnahmen im Rah-
men des Konjunkturpaketes auf 195,4 Mrd. US-
Dollar. Unzweifelhaft plant China in den Jahren 
2009 und 2010 enorme Anstrengungen mit posi-
tiven Folgen für die Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen, oder zumindest zur Begrenzung 
eines potenziellen weiteren Anstiegs in der Zu-
kunft. Der Fokus liegt dabei nicht wie in den 
Vereinigten Staaten auf alternativen Formen der 
Energieerzeugung, sondern auf einem Ausbau 
der Eisenbahn- und Stromnetze (98,7 und 70 
Mrd. US-Dollar) sowie direkten Umwelt- und 
Naturschutzmaßnahmen (30,7 Mrd. US-Dollar, 
vgl. jeweils Abbildung 4). Einzelmaßnahmen um-
fassen die Fertigstellung von 16 000 km neuer 
Eisenbahnlinien für den Personenfernverkehr und 
die Schaffung der Netzvoraussetzungen für den 
verstärkten Einsatz erneuerbarer Energien sowie 
die Vermeidung von Leitungsverlusten im Strom-
netz. Insgesamt wird der Anteil „grüner“ Pro-
jekte auf 34,2 Prozent geschätzt (29,0 Prozent für 
Maßnahmen für den Klimaschutz und 5,2 Pro-
zent für umweltfreundliche Maßnahmen ohne di-
rekte Auswirkungen auf den Klimaschutz). 
Nicht nur die ökonomischen, auch die öko-
logischen Wirkungen des chinesischen Konjunk-
turpaketes sind letztlich schwer einzuschätzen. 
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Eisenbahn: 9,9 

Energieeffizienz 
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Abbildung 4:  
Ausgaben mit positiver Klima- und Umweltwirkung 
im chinesischen Konjunkturpaket 2009 und 2010 
(Mrd. US-Dollar) 
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Quelle: Robins et al. (2009). 

Auch wenn ein Großteil der Maßnahmen eine 
prinzipiell klima- und ressourcenschonende Aus-
richtung hat, bleibt die tatsächliche Wirksamkeit 
mit Hinblick auf eine CO2-Minderung abzuwar-
ten. Zum einen besteht in China die Gefahr, dass 
trotz ambitionierter Planung die Wirkung nach 
erfolgter Umsetzung aufgrund administrativer 
Mängel wie Korruption und mangelnder Sorgfalt 
geringer ausfällt als eigentlich zu erwarten ge-
wesen wäre. Darüber hinaus werden vielfach, be-
sonders beim Eisenbahnbau, weniger bestehende, 
konventionelle Strukturen durch nachhaltige 
Strukturen ersetzt, sondern vielmehr beim für die 
weitere Entwicklung ohnehin notwendigen Neu-
bau beispielsweise der Verkehrsinfrastruktur von 
vornherein auf umweltverträglichere Alternati-
ven ausgewichen. Dies erschwert eine präzise 
Bewertung der CO2-Einsparungspotenziale. Ne-
ben den explizit „grünen“ Maßnahmen sind im 
chinesischen Konjunkturpaket eine Vielzahl von 
Projekten enthalten, die eigentlich nicht den 
Zweck einer klima- und umweltschonenden Ent-
wicklung haben, aber dennoch einen emissions-
mindernden Effekt haben könnten. Dies gilt bei-
spielsweise für das umfangreiche Wohnungsbau-
programm für Geringverdiener.  

Der Ausbau der Eisenbahninfrastruktur hat 
gleichwohl nicht nur positive Effekte für Umwelt 
und Klimaschutz. Ein wesentlicher Grund für 
den Ausbau des Fernverkehrsstreckennetzes ist 
die dadurch erreichte höhere Kapazität für den 
Transport von Kohle aus den Abbaugebieten in 
Nord- und Zentralchina zu den Wirtschafts-

zentren an der Küste. Da mangelnde Transport-
kapazitäten im Moment noch ein Hindernis für 
die Verbrennung von Kohle sind, könnte die Be-
seitigung dieses Engpasses zu einer Ausweitung 
der Verwendung von Kohle in Industrie und 
Energieversorgung führen und damit indirekt 
einen höheren Ausstoß von Treibhausgasen be-
wirken. Ein Ausbau der kohlebasierten Kraft-
werkskapazitäten ist gleichwohl nicht geplant, 
der Direktor der chinesischen „National Energy 
Administration“ berichtet aber von Vorhaben 
zum Bau neuer Kernkraftwerke. Eine weitere 
Maßnahme des chinesischen Konjunkturpaketes 
zur Förderung ländlicher Entwicklung sind Pläne 
zur Ausweitung der Elektrifizierung des länd-
lichen Raumes. Während diese Maßnahme für 
die Entwicklung und das soziale Gleichgewicht 
Chinas von großer Bedeutung ist, bedeutet sie 
gleichzeitig auch einen höheren Stromverbrauch 
und damit zusätzliche Emissionen durch Kraft-
werke. 

Die ökonomische Wirksamkeit des Konjunk-
turpaketes wird generell als hoch eingeschätzt. 
So vermuten Robins et al. (2009), dass der Multi-
plikator deutlich über eins, möglicherweise zwi-
schen 1,5 und 2 liegt. Die planwirtschaftliche Or-
ganisation und der dahingehend erprobte Ver-
waltungsapparat ermöglichen eine schnelle Um-
setzung der Maßnahmen.  

4.4 Japan und Korea 

Nähere Informationen zu Konjunkturpaketen mit 
„grünem“ Anteil liegen für Japan und Korea vor. 
Das 486 Mrd. US-Dollar umfassende japanische 
Konjunkturpaket vom Dezember 2008 beinhaltet 
im Wesentlichen Hilfen für die Finanz- und 
Immobilienmärkte und dient zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. Eine klimaschützende Wirkung 
geht von verbesserten Abschreibungsmöglichkei-
ten für effizienzverbessernde Anlagen und Ge-
bäude aus. Diese Maßnahmen umfassen aller-
dings nur 12,4 Mrd. US-Dollar (2,6 Prozent, vgl. 
Tabelle 4) des Gesamtpaketes, beziehen sich 
aber immerhin auf als positiv bezüglich Nachhal-
tigkeit und Klimaschutz eingeschätzte Maßnah-
men. 

Umweltschutz  
und Wasserinfra-
struktur: 30,7 

Netze (insbes. 
Elektrizität: 70,0 

Energieeffizienz 
(Kfz): 1,5 

Eisenbahn: 98,7 
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Ein vergleichsweise kleines Konjunkturpaket 
hat Korea mit seinem „Green New Deal“ im 
Januar 2009 aufgelegt. Laut Präsident Lee soll 
das Paket 50 Bill. KRW (38,1 Mrd. US-Dollar) 
umfassen, die gezielt in Klima- und Umwelt-
schutz investiert werden. Folgerichtig beträgt der 
Anteil „grüner“ Maßnahmen am Gesamtpaket 
rund 80 Prozent. Damit will Korea ebenso kurz-
fristig auf die Konjunkturabschwächung reagie-
ren wie auch langfristig neue Wachstumschancen 
eröffnen. Kernthemen des Paketes sind zum ei-
nen die Verbesserung der Energieeffizienz und 
zum anderen die Sicherstellung und Modernisie-
rung der Wasserversorgung, letzteres insbeson-
dere durch die Revitalisierung von fünf großen 
Flüssen. Der „Green New Deal“ steht jedoch 
auch in der Kritik, sowohl von ökonomischer 
Seite, als auch von ökologischer. Ökonomische 
Bedenken beziehen sich auf die Zahl und die Art 
der neu zu schaffenden Arbeitsplätze. Die Regie-
rung hat die Schaffung von 960 000 Arbeits-
plätzen angekündigt, die im Wesentlichen gering 
Qualifizierten zugute kommen dürften. Nur ein 
geringer Teil des Programms wird bereits in 
2009 wirksam werden. Ökologische Bedenken 
beziehen sich auf mögliche Belastungen durch 
die geplanten großen Bauvorhaben, die mit dem 
Konjunkturpaket einhergehen. Nichtsdestotrotz 
liegt das CO2-Einsparungspotenzial bei 7,37 Mill. 
Tonnen CO2 pro Jahr und ist damit vergleichbar 
mit den Einsparungen durch das vielfach teurere 
deutsche Konjunkturpaket. 

4.5 Konjunkturpakete der 
Europäischen Union 

Gegenüber den Aufwendungen aus Asien und 
Amerika fällt der Beitrag der Europäischen Union 
an den weltweiten Anstrengungen zur kurzfristi-
gen Bekämpfung der Wirtschaftskrise gemessen 
am BIP vergleichsweise klein aus. Insgesamt ge-
ben die Mitgliedsstaaten der EU und die Kom-
mission beziehungsweise die Europäische Investi-
tionsbank zwischen 356,8 Mrd. US-Dollar 
(Scheuerle 2009; Europäische Kommission 2009) 
und 379,1 Mrd. US-Dollar (Robins et al. 2009, 
Eintrag „Other EU-States“ korrigiert, vgl. Tabel-
le 4) für die kurzfristige Ankurbelung der Kon-

junktur aus – ein beträchtlicher Teil davon fließt 
in „grüne“ Maßnahmen. Von der supranationalen 
Ebene kommen dabei 38,8 Mrd. US-Dollar, die 
Mitgliedstaaten bringen selbst den Löwenanteil 
auf. Das gemessen am Volumen größte Konjunk-
turpaket legt Deutschland auf, dicht gefolgt von 
Italien. Allerdings besteht der wesentliche Anteil 
des italienischen Paketes aus ohnehin geplanten 
Ausgaben, die lediglich zu einem Konjunkturpa-
ket zusammengefasst wurden.4 Wesentlich kleine-
re Pakete haben Frankreich und Großbritannien 
aufgelegt. Frankreich, Deutschland und das 
Großbritannien sind gleichzeitig auch die euro-
päischen Länder innerhalb der Studie von Robins 
et al., die den größten Anteil ihrer Maßnahmen-
pakete in „grüne“ Projekte, insbesondere in den 
Klimaschutz investieren. Die Anteile aus Frank-
reich (21,2 Prozent) und Deutschland (13,2 Pro-
zent) sind immerhin vergleichbar mit denen der 
asiatischen und amerikanischen Pakete (vgl. 
Tabelle 5). Deutschland setzt dabei vor allem auf 
die Förderung der Energieeffizienz von Gebäu-
den, Frankreich baut das Stromnetz und regene-
rative Energien aus, Großbritannien legt den 
Schwerpunkt der „grünen“ Investitionen auf ver-
besserte CO2-Effizienz von Kraftfahrzeugen.  

Legt man vergleichbare Einsparpotenziale der 
einzelnen Maßnahmen zugrunde wie in anderen 
Regionen, spart die EU durch die „grünen“ Maß-
nahmen der verschiedenen Länder und der 
Kommission bis 2020 pro Jahr ungefähr 22 Mill. 
Tonnen CO2 ein, was rund 2,5 Prozent des 2020-
Ziels entspricht. Die höchste Einsparung unter 
den Mitgliedstaaten weist dabei Deutschland auf, 
sowohl absolut als auch relativ zum Gesamtvo-
lumen des Konjunkturpaketes. Allein ein Drittel 
der Emissionsreduktion wird in Deutschland ver-
wirklicht (vgl. Tabelle 5).  

Wie „grün“ die Konjunkturpakete der Mit-
gliedstaaten und der EU-Kommission im Einzel-
nen tatsächlich sind, hängt meist von der kon-
kreten Verwendung der allozierten Volumina ab. 
Insbesondere Infrastrukturinvestitionen wirken 
oft klimaschützend, beispielsweise aufgrund von  
____________________ 
4 Laut Schätzung von Scheuerle (2009) beträgt die tatsäch-
liche Größe des zusätzlichen italienischen Konjunkturpakets 
nur 10,8 Mrd. US-Dollar, während in die Schätzung von 
Robins et al. (2009) auch die ohnehin geplanten Ausgaben 
eingehen. 



20 

Tabelle 5:  
„Grüner“ Anteil der europäischen Konjunkturpakete 

 Gesamt- 
volumen 

„Grüner“ Anteil  
für Klimaschutz 

Zusätzlich „grüner“ 
Anteil ohne Klima- 

schutz 

Jährliche CO2- 
Reduktion  

(Mittelwert) 

 Mrd. US-$ Prozent Prozent Mill. t 
EU-Kommission 38,8 58,7 0,0 9,54 
Deutschland 104,8 13,2 0,0 7,57 
Frankreich 33,7 21,2 0,0 1,90 
Italien 103,5a 1,3 0,0 0,12 
Spanien 14,2 0,0 5,8 0,00 
Großbritannien 30,4 6,8 0,1 1,75 
Übrige EU 53,7b 3,5 0,0 1,28 
Summe EU 379,1 12,9 0,2 22,15 
aDarin eingeschlossen 97 Mrd. US-Dollar an Ausgaben, die bereits vor der Zuordnung zum Konjunkturpaket geplant waren. 
— bAus Plausibilitätsgründen Scheuerle (2009) entnommen. 

Quelle: Robins et al. (2009); World Resource Institute (2009); Scheuerle (2009); eigene Berechnungen.  

Abbildung 5:  
Potentieller klima- und umweltwirksamer Anteil der Konjunkturprogramme in der EU (2009) 
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aIn den Niederlanden und in Großbritannien sind keine Maßnahmen mit Klimawirkung vorgesehen. 

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis von Saha und von Weizsäcker (2009); Daten der Europäischen 
Kommission (2009).  

Verbesserungen der Energieeffizienz von Gebäu-
den oder Ausbau des Schienennetzes, können aber 
auch klimaneutral oder sogar klimaschädlich 
umgesetzt werden, beispielsweise im Falle des 
Ausbaues des Straßennetzes. Gleichzeitig lässt 
sich auch die CO2-Einsparung der einzelnen Maß-
nahmen aufgrund regionaler Unterschiede nur 
schwer abschätzen. Aufgrund einer detaillierten 
Studie zu den Maßnahmen in europäischen Kon-
junkturprogrammen (Saha und von Weizsäcker 

2009) die innerhalb 2009 ausgabenwirksam wer-
den, ist es möglich, den potentiellen Anteil klima-
freundlicher Maßnahmen als Intervall zu schätzen. 
Die Untergrenze ergibt sich durch die Summe der 
Maßnahmen mit eindeutig spezifiziertem „grü-
nem“ Bezug. Die Obergrenze erhält man, wenn 
man zusätzlich unspezifizierte Volumina für z.B. 
staatliche Infrastrukturprojekte berücksichtigt, die 
„grün“ werden könnten, wenn diese Infrastruktur-
projekte z.B. zum Ausbau des Schienennetzes  
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Abbildung 6:  
Ausgaben mit positiver Klima- und Umweltwirkung 
in den europäischen Konjunkturpaketen (überwiegend 
2009–2010) (Mrd. US-Dollar) 
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Quelle: Robins et al. (2009). 

verwandt werden. Abbildung 5 zeigt die Band-
breite, in der sich die Anteile „grüner“ Maßnah-
men an den Konjunkturpaketen verschiedener 
Europäischer Länder bewegen können.5 

Die Aufteilung der Gesamtsumme „grüner“ 
Projekte auf einzelne Maßnahmen spiegelt die 
Struktur der „grünen“ Sektoren in Europa wider, 
die sich grundlegend von der in anderen Re-
gionen unterscheidet. Da erneuerbare Energien in 
vielen Ländern der EU bereits relativ stark ge-
fördert werden, sind die Beiträge aus den Kon-
junkturpaketen für diesen Sektor eher gering – 
Robins et al. (2009) schätzen den Anteil auf 
lediglich 1,9 Prozent, beigetragen im Wesentli-
chen von Frankreich, das hier noch einen gewis-
sen Nachholbedarf hat und insbesondere in Was-
serkraft investiert (Abbildung 6). Erhebliches 
Einsparungspotenzial, das darüber hinaus durch 
staatliche Investitionen vergleichsweise leicht 
und kurzfristig zu realisieren ist, birgt die Förde-
rung der Energieeffizienz von Gebäuden. Insbe-
sondere die deutschen Konjunkturpakete spie-
geln dies wider, auch die Europäische Kommis-
____________________ 
5 Es stellt sich heraus, dass sich die Angaben von Robins 
et al. (2009) in Tabelle 5 in der Regel in den von uns ge-
schätzten Rahmen einpassen lassen, lediglich in zwei Fällen 
liegen ihre Schätzungen außerhalb des Rahmens aus Ab-
bildung 5 (Großbritannien und Spanien). Eine mögliche Ur-
sache für diese Unstimmigkeit kann sein, dass Tabelle 6 nur 
die Anteile für Maßnahmen angibt, die in 2009 wirksam 
werden, während die Angaben von Robins et al. (2009) sich 
auf die gesamten Konjunkturpakete beziehen. 

sion setzt hier einen Schwerpunkt. Ein weiterer 
Schwerpunkt der EU-Kommission liegt auf der 
Förderung CO2-armer Energietechnologien. Dies 
geschieht im Wesentlichen durch die Europäi-
sche Investitionsbank, die Projekte institutio-
neller Investoren kofinanzieren wird. Weitere In-
vestitionen gehen zugunsten verbesserter Inter-
konnektivität. In diese Richtung weist auch der 
Beschluss der EU Staats- und Regierungschefs 
von 20. März 2009, weitere 5 Mrd. Euro an EU-
Mitteln in den Ausbau von Energie- und IT-
Netzen zu leiten.  

Eine Bewertung der verschiedenen Pakete be-
züglich der erwarteten CO2-Einsparung ist auf-
grund der großen Heterogenität der Programme 
schwierig. Maßnahmen zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz von Gebäuden sind oft eher als Ab-
sichtserklärung formuliert. Allerdings muss zum 
Beispiel bei der kommunalen Gebäudesanierung 
die Wärmedämmung Vorrang haben. Wie groß 
die Energieeinspareffekte dann sein werden, wird 
sich erst im Nachhinein zeigen. Investitionen in 
Forschung und Entwicklung bleiben mit Blick 
auf die tatsächliche Klimawirkung unsicher, weil 
sowohl ihr Erfolg nicht genau prognostiziert 
werden kann als auch die Forschungsprojekte 
bislang noch nicht genau definiert sind. Bei der 
Beurteilung von Maßnahmen zur Förderung 
erneuerbarer Energien und anderer CO2-armer 
Energietechnologien müssen außerdem mögliche 
Interdependenzen mit bereits bestehenden För-
derprogrammen und insbesondere auch mit dem 
europäischen Emissionshandelssystem (EHS) für 
CO2-Zertifikate beachtet werden. Erfolgt keine 
Anpassung der Emissionsobergrenze im EHS, 
führen emissionssenkende Maßnahmen der Kon-
junkturpakete zu einem CO2-Crowding-in durch 
ausbleibende emissionssenkende private Investi-
tionen. Mit Bezug auf mögliche negative Effekte 
der Konjunkturprogramme auf Klima- und Um-
weltschutz fallen einige kleinere Maßnahmen 
auf, wie zum Beispiel Energiegutscheine für pri-
vate Haushalte in Belgien oder die Aussetzung 
der Erhöhung der Autobahnmaut in Italien.  

Die gesamtwirtschaftliche Wirkung von Kon-
junkturmaßnahmen hängt, wie in Kapitel 3 be-
schrieben, von den Multiplikatoreffekten ab. Dies 
gilt auch für die Multiplikatorwirkung für den 
Klimaschutz. Staatliche Investitionen beziehungs- 

Netze (insbes. 
Elektrizität: 9,0 

Wasserinfra- 
struktur: 0,9 

Erneuerbare 
Energien: 1,9 

CO2-arme Energie-
technologien, inkl. 
CCS: 12,5 

Energieeffizienz 
(Gebäude): 15,5 

Energieeffizienz 
(Kfz): 4,4 

Eisenbahn: 5,8 
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Tabelle 6: 
Instrumente der Konjunkturpakete in der Europäischen Union 2009 (Prozent) 

 Staatliche 
Investitionen 

Transferzahlungen Steuersenkungen 
und  

-gutschriften 

Senkung Sozial-
versicherungs-

beiträge 

Änderung  
Steuer- 

bestimmung 
Deutschland 27,5 17,6 31,7 16,8 6,6 
Frankreich 62,1 10,7 20,1 7,1 0,0 
Großbritannien 16,1 0,0 83,9 0,0 0,0 
Spanien 65,0 33,3 0,0 0,7 1,1 
Österreich 1,0 19,1 71,1 0,0 8,8 
Niederlande 0,0 6,1 60,6 0,0 33,3 
Polen 0,0 100,0 0,0 0,0 0,0 
Belgien 12,0 62,4 25,6 0,0 0,0 
Schweden 2,7 67,3 30,0 0,0 0,0 
Europäische Kommission 87,4 12,6 0,0 0,0 0,0 

Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis von Saha und von Weizsäcker (2009); Daten der Europäischen 
Kommission.  

weise Investitionsförderung haben dabei den 
größten Multiplikatoreffekt (siehe Tabelle 1). In 
der EU werden die Konjunkturprogramme der 
EU-Kommission, Frankreichs und Spaniens am 
stärksten auf staatliche Investitionen ausgerich-
tet, gefolgt von Deutschland und Großbritannien 
(Tabelle 6). Vor allem Investitionen in Gebäude 
sind relativ schnell umsetzbar, so dass sie sich 
als kurzfristig wirkende Reaktion auf einen 
Nachfrageeinbruch eignen. Insgesamt besteht bei 
den europäischen Konjunkturpaketen noch ein 
großes Potenzial für eine nachhaltige und klima-
freundliche Ausgestaltung indem noch nicht 
näher spezifizierten Investitionsmittel entspre-
chend eingesetzt werden. 

4.6 Die deutschen Konjunkturpakete 

Die Bundesregierung hat als Reaktion auf die 
Wirtschafts- und Finanzkrise im November 2008 
und im Februar 2009 zwei Konjunkturpakete 
aufgelegt, die laut Bundesregierung ein Gesamt-
volumen von ca. 100 Mrd. Euro umfassen.6 Die 
Summe der bisher bezifferten Einzelmaßnahmen 
beläuft sich dabei auf rund 66 Mrd. Euro. Die 
Einzelmaßnahmen sind dabei stark diversifiziert 
und beinhalten vielfältige Instrumente sowohl 
auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgaben-
seite. Von klima- und umweltpolitischer Relevanz 
____________________ 
6 Das Finanzmarktstabilisierungsgesetz mit einem Umfang 
von 100 Mrd. Euro ist dabei nicht berücksichtigt. 

sind allerdings nur ein Teil der Maßnahmen. 
Dabei ist auch nicht von vornherein klar, ob die 
gesamte Einzelmaßnahme oder nur ein Teil kli-
mawirksam verwendet wird. Robins et al. (2009) 
gehen von einem Anteil von knapp 14 Prozent 
aus, laut Abbildung 5 könnte der Anteil „grüner“ 
Maßnahmen am deutschen Konjunkturpaket aber 
auch bis zu einem knappen Drittel betragen. Ta-
belle 7 zeigt eine zusätzliche Einschätzung des 
„grünen“ Anteils der deutschen Konjunkturpake-
te, basierend auf Informationen des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie 
(BMWi 2009). Die Tabelle zeigt diejenigen Ein-
zelmaßnahmen mit Volumenangabe mit prinzi-
piell positiven Auswirkungen für Klima- und 
Umweltschutz. Negativ wirkende Maßnahmen 
bleiben dabei außen vor. Würden, was unwahr-
scheinlich ist, die aufgelisteten Ausgaben voll-
ständig klima- und umweltwirksamen Verwen-
dungen zufließen, ergäbe sich bezogen auf das 
avisierte Gesamtvolumen von 100 Mrd. Euro ein 
„grüner“ Anteil von rund 27 Prozent des Kon-
junkturpaketes. Robins et al. (2009) schätzen die-
sen Anteil auf 13,2 Prozent – ein Abschlag, der 
möglicherweise realistisch ist, da nur in den 
wenigsten Fällen alle Ausgaben einer Einzel-
maßnahme zu geringen Emissionen führen.  

Den mit Abstand größten Posten machen di-
verse Investitionsprogramme mit meist effizienz-
fördernden Effekten aus: zum einen Investitionen 
in Bauten und Infrastruktur, zum anderen Förde-
rung von Forschung und Entwicklung, insbeson-
dere bei Privatunternehmen. Investitionsprogram- 
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Tabelle 7:  
Maßnahmen mit umweltpolitischer Wirkung in den deutschen Konjunkturpaketen 2009 und 2010 (Mrd. Euro) 
Maßnahme Volumen 

Förderung von FuE-Vorhaben von KMU 0,9 
Umweltprämie („Abwrackprämie“) 1,5 
Neuregelung Kfz-Steuer 0 
Förderung anwendungsorientierter Mobilitätsforschung 0,5 
Investitionsprogramm Bildung und Infrastruktur 14,0 
Energetische Gebäudesanierung/ Förderung energieeffizenten Bauens 3,0 
Erhöhte Absetzbarkeit von Handwerkerleistungen 3,0 
Einjährige Kfz-Steuerbefreiung für Neuwagen keine Angaben 
Beschleunigung von Verkehrsinvestitionen in Wasserstraßen und Schienenverkehr 1,05 
Innovationsförderung keine Angaben 
Aufstockung KfWa-Infrastrukturprogramme für Kommunen 3,0 
aKreditanstalt für Wiederaufbau.  

Quelle: BMWi (2009). 

me in Bauten und Infrastruktur sind in der Regel 
nicht normativ an konkrete Maßnahmen zur Effi-
zienzverbesserung gebunden, sondern beinhalten 
lediglich Absichtserklärungen. Die tatsächliche 
klimapolitische Wirkung hängt im Einzelfall also 
davon ab, ob beziehungsweise wie die Empfeh-
lungen genau umgesetzt werden. Insbesondere 
bei den Maßnahmen in Infrastruktur sind auch 
negative Auswirkungen auf den Klimaschutz 
möglich, speziell beim Ausbau des Straßennet-
zes. Im Rahmen des ersten Konjunkturpaketes 
stehen für den Ausbau allein der Fernstraßen des 
Bundes 950 Mill. Euro in den Jahren 2009 und 
2010 zur Verfügung – nur etwas weniger als für 
den Ausbau von Schienenverkehr und Wasser-
straßen (1 050 Mill. Euro). Dazu kommen noch 
kleinere Beträge der Bundesländer und mögli-
cherweise Mittel aus dem 3 Mrd. Euro großen 
KfW-Infrastrukturprogramm für Kommunen. 
Mit Bezug auf Auswirkungen auf Biodiversität, 
Flächenverbrauch oder Ressourcenverbrauch ste-
hen Infrastrukturinvestitionen wie erwähnt gene-
rell vor einem Vorbehalt. 

Auch die Wirksamkeit von Investitionen in 
Forschung und Entwicklung ist langfristig ange-
legt, gleichwohl werden jedoch längst nicht alle 
Forschungsaufwendungen der Konjunkturpakete 
auf Klimaschutzprojekte verwendet. Im Gegen-
satz zu Bauinvestitionen, wo die „grüne Rendite“ 
einigermaßen gut abschätzbar ist, ist das Erfolgs-
risiko bezogen auf mögliche Erträge und CO2-
Einsparungen hoch. Daher fällt eine Bewertung 

dieser Maßnahme aus klimapolitischer Sicht 
schwer. Es scheint jedoch klar, dass der Um-
welteffekt langfristig positiv ist. Allerdings bleibt 
die kurzfristige Wirkung auf die Konjunktur 
begrenzt, so lange es sich nur um Forschung und 
Entwicklung handelt und daraus keine neuen 
wirtschaftlichen Aktivitäten entstehen. Darüber 
hinaus sind Forschungskapazitäten nicht so 
schnell auszuweiten. 

Obwohl ihr Anteil am Konjunkturpaket mit 
vorerst 1,5 Mrd. Euro7 relativ gering ist, hat die 
Abwrack- oder Umweltprämie viel Aufmerk-
samkeit erhalten und steht vielfach in der Kritik 
von Umweltverbänden. Sie sieht vor, dass dem 
Käufer eines Neuwagens, der die Euro-4-Abgas-
norm erfüllt, bei gleichzeitiger Verschrottung 
eines mindestens neun Jahre alten Gebraucht-
wagens ein Zuschuss von 2 500 Euro auf den 
Kaufpreis gewährt wird. Auch wenn die Klima-
wirkung der Abwrackprämie durch die Verdrän-
gung potenziell klimaschädlicherer alter Autos 
positiv sein dürfte, hätte sich ihre Lenkungswir-
kung mit relativ geringem Aufwand vervielfa-
chen können, beispielsweise durch eine direkte 
Bindung an den CO2-Ausstoß, wie dies in 
Frankreich der Fall ist (vgl. Kasten 2). Generell 
wird die Klimawirkung von Verschrottungsprä- 
____________________ 
7 Die Bundesregierung hat am 25. März 2009 eine Aus-
weitung des Fördervolumens über 1,5 Mrd. Euro hinaus 
bekannt gegeben. Im Gespräch ist nun eine Förderung bis 
zum 31. Dezember 2009, unabhängig vom Gesamtvolumen 
der bis dahin eingegangenen Anträge.  
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Kasten 2:  
Verschrottungsprämien in Deutschland und Frankreich 

Unter Verschrottungs- oder Abwrackprämien versteht man Prämien, die der Staat bei der Verschrottung einer alten 
Anlage, beispielsweise eines Autos, gewährt. Während Abwrackprämien in der Binnenschifffahrt zur Verringerung 
von Überkapazitäten bereits seit längerem gezahlt werden, werden Verschrottungsprämien für Kraftfahrzeuge ins-
besondere seit der aktuellen Wirtschaftskrise als Instrument der Konjunkturpolitik genutzt. Zu den Bedingungen 
gehört hier insbesondere der Kauf eines Neuwagens, der in aller Regel umweltfreundlicher ist als das zu 
Verschrottende Altauto.  

Die Auswirkungen der Abwrackprämie sind vor allem in Deutschland umstritten. Durch die Verdrängung po-
tenziell klimaschädlicherer alter Autos durch Neuwagen, die mindestens die Abgasnorm Euro-4 erfüllen, wird zwar 
insgesamt ein geringerer Ausstoß an Emissionen erreicht. Doch auch wenn eine Lenkungswirkung vorhanden ist, 
steht der Vorwurf im Raum, dass durch striktere Vorgaben die Lenkungswirkung noch verbessert hätte werden 
können, beispielsweise durch eine direkte Bindung an den CO2-Ausstoß, wie dies in Frankreich der Fall ist. Dort 
wird die Verschrottungsprämie von 1 000 Euro nur gewährt, wenn die CO2-Emissionen des Neuwagens unter 
160 g/km liegen. Das Altauto muss dabei mindestens 10 Jahre alt sein, in Deutschland wird ein Mindestalter von 
9 Jahren verlangt. Bevor diese Regelung am 4. Dezember 2008 in Frankreich in Kraft trat, galt allerdings bereits 
eine wesentlich restriktivere Form der Abwrackprämie, die Verschrottungen erst dann mit 300 Euro begünstigte, 
wenn der Neuwagen weniger als 130 g/km ausstieß. Diese alte Regelung war Teil der Bonus-Malus-Regelung, nach 
der auch jetzt noch Käufer von Neuwagen einen Bonus erhalten, wenn ihr neues Fahrzeug unter 130 g/km emittiert. 
Dagegen wird dem Käufer ein Malus berechnet, wenn die Emissionen des Neuwagens über 160 g/km liegen. Bonus 
und Malus sind nach CO2-Emissionen gestaffelt und betragen zwischen 1 000 Euro für den Bonus und 2 600 Euro 
für den Malus. Besonders umweltschonende Autos, die unter 60 g/km ausstoßen – in der Regel Fahrzeuge mit 
alternativem Antrieb – werden mit 5 000 Euro bezuschusst. Letztlich ist dieser Bonus-Malus-Regelung eine ge-
zieltere Umweltwirkung zuzuschreiben als der Abwrackprämie, auch nach deren Aufstockung auf 1 000 Euro.  

Auch wenn die Konstruktion der deutschen Version der Abwrackprämie unter dem Gesichtspunkt des 
Klimaschutzes zunächst unterlegen scheint, ist die Wirkung auf den Neuwagenkauf vermutlich in etwa identisch, da 
die große Mehrzahl auch der in Deutschland durch die Abwrackprämie begünstigten Neuwagen unter 160 g CO2 
auf 100 km ausstößt (Abbildung K-1). Ein Grund dafür ist sicherlich die relativ zum Gesamtpreis höhere Bedeutung 
der Abwrackprämie für die Käufer von klimaschonenderen Kleinwagen und die Neuregelung der Kfz-Steuer.  

Dies ändert natürlich nichts daran, dass man die Verschrottungsprämien in Deutschland und in Frankreich mit 
schärferen Vorgaben hätte versehen können, um die Wirksamkeit für den Klimaschutz zu verbessern. Darüber 
hinaus wäre eine generelle Belohnung beim Kauf klimafreundlicher und Bestrafung beim Kauf klimaschädlicher 
Autos ähnlich wie in Frankreich auch in Deutschland ein Weg, dem Klimaschutz bei der Kaufentscheidung bei 
Neuwagen stärkeres Gewicht zu verleihen. Dies wäre allerdings unabhängig von der Verschrottung des Altautos 
und wird im Prinzip durch die Bemessung der Kraftfahrzeugsteuer am CO2-Ausstoß implementiert.  

Abbildung K-1:  
Neuzulassungen in Deutschland 2009 (Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat, Prozent) 
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mien außerdem durch die Sekundäremissionen 
verschlechtert, die bei der Produktion des Neu-
wagens anfallen. Im Übrigen stehen einer posi-
tiven Klimabilanz negative ökonomische Impli-
kationen gegenüber: Durch die Konzentration 
der Transferzahlungen allein auf die Automobil-
branche wirkt das dafür zur Verfügung gestellte 
Budget verzerrend auf die sektorale Allokation 
von Vorleistungen. Die bestehenden – auch aus 
Umweltsicht nachteiligen – Wertschöpfungs-
strukturen werden konserviert. Das Grundpro-
blem der Überkapazitäten, das die Abwrackprä-
mie lösen sollte, wird nicht gelöst, sondern le-
diglich auf den Gebrauchtwagenmarkt verscho-
ben und bei unveränderter Produktion auch auf 
dem Neuwagenmarkt nur vertagt. Darüber hinaus 
wird künstlich ein verzerrender Anreiz von an-
dernfalls nutzbringenden Werten geschaffen. 

Ähnliche Auswirkungen auf den Ausstoß von 
Treibhausgasen wie die Abwrackprämie hat die 
Regelung zur vorübergehenden Kfz-Steuerbe-
freiung beim Neuwagenkauf aus dem ersten 
Konjunkturpaket, die als Übergangsregelung bis 
zur Neuregelung der Kfz-Steuer mit Bemessung 
an den CO2-Emissionen gedacht war. Durch  
die Gleichbehandlung von verbrauchsarmen und 
-starken Fahrzeugen wird lediglich ein genereller 
Kaufanreiz gegeben. Eine Lenkung findet nicht 
statt. Somit wurde zwar eine Chance vertan, be-
reits frühzeitig die Kfz-Steuer am CO2-Ausstoß 
zu bemessen, Einsparungen durch die Verdrän-
gung älterer Autos durch moderne sind jedoch 
prinzipiell möglich. Die Besserstellung von Fahr-
zeugen, die die Euro-5- und Euro-6-Norm er-
füllen ist generell jedoch als klimapolitisches 
Lenkungsinstrument nicht ausreichend. Weitere 
Einzelmaßnahmen des Konjunkturpaketes, wie 
beispielsweise die ausgeweitete Absetzbarkeit 
von Handwerkerleistungen, haben möglicher-
weise ebenso Wirkungen auf Umwelt- und Kli-
maschutz, sind aber aufgrund der hohen Un-
sicherheit über den Effekt und den geringen 
Umfang kaum abschätzbar.  

In der Gesamtbetrachtung enthalten die deut-
schen Konjunkturpakete einen durchaus bemer-
kenswerten Anteil „grüner“ Maßnahmen. Im 
Vordergrund der Programme steht naturgemäß 
die kurzfristige Stimulierung zusätzlicher Nach-
frage und nicht die Klima- und Umweltpolitik. 

Dennoch sind einige Maßnahmen dazu angetan, 
die CO2-Intensität Deutschlands zu reduzieren. 
In klassischen Feldern der Klimapolitik wie der 
Förderung von regenerativen Energien wird 
durch die Konjunkturpakete nur wenig geleistet, 
hier bestehen allerdings im internationalen Ver-
gleich bereits beträchtliche Förderprogramme, so 
dass der Beitrag einer Ausweitung solcher Pro-
jekte entsprechend geringer sein dürfte als bei-
spielsweise bei Investitionen in die Energieeffi-
zienz. Ein großer Teil der Maßnahmen steht 
allerdings unter dem Vorbehalt der Umsetzung: 
Besonders bei Investitionen in Bauten, Infra-
struktur und Forschung ist bisher noch unklar, 
wie groß der Anteil der Einzelmaßnahmen ist, 
der letztlich zu Effizienzsteigerungen führt. 
Schätzungen des Anteils klimapolitisch förder-
licher Ausgaben am Gesamtpaket bewegen sich 
zwischen 5,4 und 32,4 Prozent (Tabelle 6). Die 
Schätzung von Robins et al. (2009) beläuft sich 
auf 13,2 Prozent. Im Vergleich mit anderen In-
dustrieländern liegt sie im oberen Bereich. Aller-
dings besteht hier, aber auch europaweit, die 
Chance, das Konjunkturpaket durch einen ge-
zielten Einsatz der noch nicht final einer Ver-
wendung zugeordneten Mittel deutlich nachhal-
tiger und klimafreundlicher zu gestalten.  

5 Zusammenfassung 

Weltweit werden etwa 3 Billionen US-Dollar 
staatlicher Hilfen ausgegeben, um den Absturz 
der Weltwirtschaft abzubremsen. Dieser Nach-
frageschub von 4,7 Prozent des Welteinkom-
mens hat zuallererst die Aufgabe, die Spirale ge-
strichener Investitionspläne, reduzierter Produk-
tion, gesunkener Beschäftigung, gepaart mit 
schrumpfenden Einkommen und damit weiter 
sinkender Nachfrage, zu stoppen. Gleichzeitig 
sollten die Programme aber die Weltwirtschaft 
nach der Krise wieder auf einen nachhaltigen 
Wachstumspfad bringen.  

Langfristig nachhaltiges Wirtschaftswachstum 
setzt voraus, dass sich vor allem die energie- und 
klimapolitischen Beschlüsse der letzten Welt-
wirtschaftsgipfel auch in den Konjunkturpro-
grammen widerspiegeln. Der große Umfang der 
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Konjunkturprogramme eröffnet die Chance, jetzt 
massiv in emissionssparende Maßnahmen zu in-
vestieren und damit den nötigen Strukturwandel 
hin zu CO2-armen Volkswirtschaften einzuleiten 
und gleichzeitig die Weichen für ein klima-
freundliches Wachstum zu stellen. Die Frage ist, 
ob dies tatsächlich geschieht. Größe und Aus-
richtung der weltweiten Konjunkturprogramme 
variieren stark. Die größten Konjunkturpakete 
haben die Vereinigten Staaten und China aufge-
legt. Europa hat nur einen Anteil von 15 Prozent 
an den weltweiten Maßnahmen. Auch gemessen 
an ihrer Wirtschaftsleistung investiert die EU 
nur etwa 1,6 Prozent ihres Bruttoinlandspro-
duktes, während die Vereinigten Staaten etwa 7 
und China etwa 14 Prozent ausgeben. Allerdings 
ist dabei zu berücksichtigen, dass in Europa der 
Beitrag der automatischen Stabilisatoren deut-
lich stärker ausgeprägt ist. Für die Nachhaltig-
keit des Wachstumspfades der Weltwirtschaft ist 
aber insbesondere der „grüne“ Anteil der groß-
volumigen Konjunkturpakete der Vereinigten 
Staaten und China von Bedeutung, sind doch 
beide weltweit die größten CO2-Emittenten.  

In den weltweiten Konjunkturprogrammen 
werden gut 13 Prozent direkt oder indirekt für 
den Klimaschutz eingesetzt, zusätzlich etwa 2,5 
Prozent für andere Ziele des Umweltschutzes. 
Damit werden schätzungsweise 111 Mill. Ton-
nen CO2 jährlich eingespart. Das entspricht we-
niger als einem halben Prozent der weltweiten 
CO2-Emissionen. Dies liegt nicht zuletzt daran, 
dass bei vielen Programmen die Einsparpoten-
tiale gering sind. So setzt zwar China nahezu 
180 Mrd. US-Dollar für den Ausbau und die 
Verbesserung des Schienen- und Stromnetzes 
ein, dies ist aber wahrscheinlich mehr Kapazi-
tätsausweitung als Effizienzverbesserung, so 
dass die Emissionen eher steigen als fallen.  

Die Europäischen Konjunkturpakete sparen 
schätzungsweise 22 Mill. Tonnen CO2 jährlich 
ein. Das entspricht etwa 2,5 Prozent des Reduk-
tionsziels für das Jahr 2020, wie es von der EU 
verabschiedet worden ist. An den heutigen Emis-
sionen der EU macht die Einsparung 0,44 Pro-
zent aus, liegt also im selben Bereich wie die 
Konjunkturprogramme weltweit. Davon entsteht 
fast die Hälfte (9,5 Mill. Tonnen CO2) durch die 
Programme der EU-Kommission und weitere 

35 Prozent (7,6 Mill. Tonnen CO2) durch das 
deutsche Konjunkturprogramm. 

Diese Schätzungen sind mit großen Unsicher-
heiten behaftet. Einerseits sind die Maßnahmen in 
vielen Fällen noch nicht genau definiert, anderer-
seits sind ihre Auswirkung auf den Energiever-
brauch und die Emissionen nur schwer vorherzu-
sagen. Der derzeit geschätzte „grüne“ Anteil der 
weltweiten sowie auch der europäischen Kon-
junkturpakte liegt bei etwa 13 Prozent. Das macht 
gerade einmal die Hälfte der 25 Prozent aus, die 
von dem Umweltprogramm der UN (UNEP) als 
„Global Green New Deal“ gefordert werden.  

Die große Bandbreite der Schätzungen zeigt 
aber auch, dass es noch möglich ist, den Anteil 
„grüner“ Maßnahmen zu beeinflussen. Letztlich 
wird bei der gerade stattfindenden konkreten 
Ausformulierung der Projekte in den Verwal-
tungen entschieden, ob der „grüne Anteil“ der 
Konjunkturprogramme am oberen Ende der Ska-
la liegt oder am unteren. Es ist also noch mög-
lich, mit den in Europa beschlossenen Program-
men auf einen „grünen Anteil“ von 35 Prozent 
zu gelangen. Würden alle Programme klima- 
und umweltfreundlich ausgelegt, könnten in 
Deutschland in diesem Jahr im besten Fall schät-
zungsweise 32 Prozent der Konjunkturausgaben 
in den Klimaschutz gehen. Sie können aber auch 
auf 5 Prozent sinken, wenn dem Klimaschutz 
keine Priorität eingeräumt wird.  

Die Schätzungen bezüglich der Emissions-
reduktion zeigen aber auch, dass „grüne“ Kon-
junkturprogramme keine langfristige nachhaltige 
Klimapolitik ersetzen können. Sie können aber 
eine langfristige nachhaltige Klimapolitik sehr 
wohl sinnvoll unterstützen, weshalb es jetzt da-
rauf ankommt, die Projekte in den verschiedenen 
Programmen auf das Ziel des Klimaschutzes hin 
auszurichten. So ist auch langfristig ein Wachs-
tumspfad erreichbar, der wirtschaftliche und öko-
logische Nachhaltigkeit sicher stellt. Dazu bieten 
sich insbesondere Maßnahmen zum Ausbau und 
zur Verbesserung der Stromnetze, Maßnahmen 
zur Erhöhung der Energieeffizienz in öffentlichen 
und privaten Gebäuden sowie Maßnahmen zum 
Ausbau des Schienennetzes an. Diese bringen 
nicht nur einen unmittelbaren Konjunkturimpuls, 
sondern schaffen auch die Grundlage für lang-
fristig nachhaltiges Wachstum. 
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